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Stabilisierungsprogramm 2017–2019; Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 25. November 2015 hat uns das Eidgenössische Finanzdepartement zum Ver-

nehmlassungsverfahren zum Stabilisierungsprogramm eingeladen. Wir danken Ihnen dafür und ma-

chen von dieser Möglichkeit Gebrauch. 

1. Allgemeine Bemerkungen 

Der Regierungsrat ist mit vielen der Massnahmen des Stabilisierungsprogramms 2017–2019 einver-

standen und begrüsst im Grundsatz die Absicht, das strukturelle Defizit des Bundes zu reduzieren. 

Der Kanton Aargau verfügt hingegen über keinen Spielraum, um vom Bund abgewälzte Kosten zu 

tragen, denn die Finanzlage des Kantons hat sich neben den Auswirkungen aufgrund der Aufhebung 

des Euro-Mindestkurses auch wegen früheren Lastenverschiebungen (zum Beispiel Spital- und Pfle-

gefinanzierung) verschlechtert.  

Wir begrüssen, dass gemäss erläuterndem Bericht auf reine Lastenabwälzungen an die Kantone 

verzichtet werden soll. Dennoch führen einige vorgeschlagene Massnahmen zu Mehrkosten des 

Kantons. Deshalb werden diese Mehrkosten verursachenden Massnahmen abgelehnt. Zudem ist zu 

bemerken, dass bei Entlastungsmassnahmen des Bundes, die Vollzugsaufgaben der Kantone be-

treffen, eine entsprechende Anpassung des Auftrags an die Kantone erfolgen muss. 
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2. Bemerkungen zu den einzelnen Massnahmen 

Im Folgenden wird tabellarisch auf die Massnahmen eingegangen, die der Regierungsrat in der vor-

liegenden Form ablehnt. 

Titel im Bericht 

des Bundes 

Massnahme (jährliche Entlas-

tung des Bundes) 

Begründung der Ablehnung 

Verschiedene  

Massnahmen im 

Eigenbereich 

(Kapitel 2.2) 

Reduktion des Personalaufwands 

Eidgenössisches Justiz- und Poli-

zeidepartement. 

(Entlastung von 2,2 Millionen 

Franken jährlich) 

Auf die Reduktion der Koordinationstätigkeit im In- 

und Ausland (Falschgeld, Betäubungsmittel und 

Pädokriminalität/Pornografie) und auf die Einsparun-

gen beim Informationsaustausch (Visainformations-

system, Schengen Informationsaustausch, Nachfor-

schungen nach vermissten Personen) ist aufgrund 

der aktuellen Sicherheitslage zu verzichten. Es han-

delt sich zudem teilweise um Verbundaufgaben, die 

gegebenenfalls nur gemeinsam durch Bund und 

Kantone angepasst werden können. 

Massnahmen im 

Transferbereich 

des EDI 

(Kapitel 2.5) 

Ergänzungsleistung AHV/IV: Der 

Bundesanteil soll neu im April statt 

im Dezember berechnet werden.  

(Entlastung von jährlich 4,2 Millio-

nen Franken) 

Auf die Verschiebung des Stichtagdatums ist zu 

verzichten, da sich der Stichtag nicht am Budgetpro-

zess der Kantone orientiert und Planungsunsicher-

heiten generiert. Ferner führt die Verschiebung des 

Stichtags zu Mindereinnahmen bei den Kantonen, 

die im Gesamtkontext der Neugestaltung des Fi-

nanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen 

Bund und Kantonen (NFA) unangebracht sind.  

Migration und In-

tegration (Kapi-

tel 2.6) 

Verzögerte Inbetriebnahme neue 

Bundeszentren.  

(Entlastung von 1,8–10,4 Millionen 

Franken jährlich) 

Die Planung, die der Bund verzögern will, basiert auf 

jährlich 29'000 Asylgesuchen. Neu muss nunmehr 

mit rund 40'000 Gesuchen gerechnet werden. Weil 

Asylsuchende mit offensichtlich unbegründeten 

Gesuchen, die während des Asylverfahrens nicht in 

den Bundesstrukturen untergebracht werden kön-

nen, auf die Kantone verteilt werden müssten, würde 

die Massnahme eine Aufgabenverlagerung bedeu-

ten. 

 Kürzung Integrationsprogramme 

(Entlastung von 0,5–3,6 Millionen 

Franken jährlich) 

Angesichts der Tatsache, dass die Schweiz einen 

der höchsten Ausländeranteile Europas aufweist, ist 

eine erfolgreiche Integrationspolitik von zentraler 

Bedeutung: Integration ist eine Voraussetzung für 

die Kohäsion der Gesellschaft und wichtig für die 

wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung der 

Schweiz. Zudem stellen die stark steigenden Asyl-

gesuche und in der Folge die grosse Zahl von aner-

kannten Flüchtlingen die Schweiz vor zusätzliche 

Herausforderungen. Sparmassnahmen im Integrati-

onsbereich sind deshalb abzulehnen.  

 Verzicht Zuschlag Integrations-

pauschale für vorläufig Aufge-

nommene/Flüchtlinge. 

(Entlastung von 7,8 Millionen 

Franken jährlich) 

Angesichts der anhaltend stark steigenden Zahl von 

positiven Asylentscheiden steht die Schweiz vor 

grossen Herausforderung: In den nächsten Jahren 

werden in grosser Zahl Flüchtlinge und vorläufig 

Aufgenommene in die Finanzierungszuständigkeit 

von Kantonen und Gemeinden übergehen und damit 

einen Anstieg der Kosten verursachen.  
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Titel im Bericht 

des Bundes 

Massnahme (jährliche Entlas-

tung des Bundes) 

Begründung der Ablehnung 

  Die Folge ist, dass die Kantone und Gemeinden 

immer mehr Geld für diese Personengruppe auf-

wenden müssen, da diese in hohem Mass von der 

Sozialhilfe abhängig ist. Auch zeichnet sich ab, dass 

Flüchtlinge und vorläufig Aufgenommene für die 

Sozialämter zu überdurchschnittlich teuren Fällen 

werden, weil die oft kriegstraumatisierten und regel-

mässig beruflich schlecht qualifizierten Personen 

vielfach langzeitabhängig von staatlicher Unterstüt-

zung sind und mit erheblichen, von den Sozialvers-

sicherungen teilweise nicht gedeckten Problemen zu 

kämpfen haben. Besonders deutlich zeigt sich die-

ses Risiko der Langzeitabhängigkeit von der Sozial-

hilfe bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Die 

Integrationspauschale im heutigen Umfang reicht 

nicht aus, um diese Personengruppe so zu qualifizie-

ren, dass sie längerfristig den Einstieg in den ersten 

Arbeitsmarkt schaffen. 

Weitere  

Massnahmen im 

Transferbereich 

des EJPD 

(Kapitel 2.7) 

Baubeiträge Administrativhaft  

(Entlastung von 6,5–9,1 Millionen 

Franken jährlich) 

Die Beiträge an den Bau von Haftanstalten zum 

Vollzug der Vorbereitungs-, Ausschaffungs- und 

Durchsetzungshaft kann nicht vorbeugend mit Ver-

weis auf mögliche Verzögerungen in den Planungen 

der fünf kantonalen Projekte reduziert werden. An-

sonsten besteht die Gefahr, dass sich kantonale 

Projekte gerade deswegen verzögern, weil die Fi-

nanzierung durch den Bund nicht rechtzeitig gesi-

chert werden kann. Angesichts der aktuellen Asylsi-

tuation könnte dies schwerwiegende Folgen haben: 

Die hohen Asylzahlen werden in den Folgejahren 

selbst dann hohe Ausreisezahlen nach sich ziehen, 

wenn sich die aktuelle Schutzquote von rund 60 % 

fortsetzt.  

Bildung, Forschung 

und Innovation 

(BFI)  

(Kapitel 2.10) 

Kürzung der BFI-Kredite um ge-

samthaft 555,3 Millionen Franken 

in den Jahren 2017–2018. 

(Entlastung von 147,3–206,5 Milli-

onen Franken jährlich)  

Auf die teilweise Kompensation der durch die Förde-

rung der Höheren Berufsbildung entstehenden 

Mehrkosten zulasten der Pauschale an die Kantone 

ist zu verzichten, da dies auf Kantonsebene unwei-

gerlich zu weiteren Sparmassnahmen in der Berufs-

bildung und somit zu deren Schwächung führt. Dies 

umso mehr vor dem Hintergrund, dass die kantona-

len Aufgaben in den letzten Jahren im Berufsbil-

dungsbereich (Förderung Nahtstelle, Case Ma-

nagement Berufsbildung, Förderung Berufsmaturität, 

etc.) zugenommen haben. Weiter steht das unter-

durchschnittliche Kostenwachstum von 1,4 % im 

Bereich der Berufsbildung im Widerspruch zu den 

festgelegten Prioritäten.  
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Titel im Bericht 

des Bundes 

Massnahme (jährliche Entlas-

tung des Bundes) 

Begründung der Ablehnung 

  Das geplante jährliche Mittelwachstum im Bereich 

Hochschulen ist mit 1,5 % unterdurchschnittlich und 

sollte auf 2 % erhöht werden. Denn als Folge der 

erfolgreichen Kampagnen für die Berufsbildung sind 

die Fachhochschulen nach wie vor auf dem Wachs-

tumspfad, da mehr Jugendliche eine Berufsmaturität 

anstreben. Der Mittelzuwachs reicht zudem nicht 

aus, um dringend nötige inhaltliche Entwicklungen 

und neue Angebote zum Beispiel in den Bereichen 

MINT und Gesundheit zu schaffen, da die zusätzli-

chen Finanzmittel vollumfänglich zur Bewältigung 

des Wachstums der bestehenden Studiengängen 

eingesetzt werden müssen. 

Landwirtschaft 

(Kapitel 2.11) 

Entlastungen bei: Direktzahlung 

Landwirtschaft, Investitionskredi-

ten Landwirtschaft, Landwirt-

schaftlichen Strukturverbesserun-

gen, Qualitäts- und Absatzför-

derung. 

Der Regierungsrat hat bereits in seiner Stellung-

nahme vom 17. Februar 2016 zum Bundesbeschluss 

über die finanziellen Mittel für die Landwirtschaft in 

den Jahren 2018–2021 zuhanden des Bundesamts 

für Landwirtschaft festgehalten, dass er Einsparun-

gen im Bereich der Strukturverbesserungen ablehnt. 

Strassen und Ein-

lage in den Infra-

strukturfonds  

(Kapitel 2.13) 

Kürzung Beiträge Hauptstrassen 

(Plafonierung der Beiträge ab 

2016). 

(Entlastung von 2,3–6,8 Millionen 

Franken jährlich) 

Mit dem Blick auf die Vorlage für einen Natio-

nalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds 

(NAF) ist auf diese Kürzung zu verzichten.  

Bahninfrastruktur 

(Kapitel 2.16) 

Entlastung Einlage Bahninfrastruk-

tur. 

(Entlastung von 53,1–93,5 Millio-

nen Franken jährlich. Entlastung 

ist unter anderem durch Konjunk-

tur und Teuerung beeinflusst. Der 

Kürzungsanteil der LSVA wird 

nicht ausgewiesen.) 

Die Einlagen des Bundes in den Bahninfrastruk-

turfonds sollen nicht gekürzt werden, wenn durch die 

Indexierung im Gegensatz beim Kanton eine Mehr-

belastung stattfindet. Eine Anpassung der Kantons-

einlagen kann mit Rücksicht auf die Budgetprozesse 

frühestens ab 2020 stattfinden. Die Indexierung ist 

nur der Teuerung, nicht aber der Entwicklung des 

Bruttoinlandprodukts (BIP) anzupassen.  

Der Kanton Aargau unterstützt es, wenn das Ver-

schuldungsverbot bei der Bahninfrastruktur ausge-

setzt wird.  

Individuelle Prämi-

enverbilligung 

(Kapitel 2.21) 

Senkung des Beitrags des Bundes 

an die Prämienverbilligung von 

7,5 % auf 7,3 %. 

(Entlastung von 72,3–75,5 Millio-

nen Franken jährlich) 

Auf die Kürzung des Beitrags ist zu verzichten, da es 

sich um eine Lastenverschiebung handelt. Die Rela-

tivierung der Verschiebung mit der Revision der 

Ergänzungsleistungsgesetzgebung ist nicht plausi-

bel, da diese, wenn überhaupt, erst Jahre später 

umgesetzt würde.  

Verzinsung der 

Rückstellung für 

Familienzulagen 

Landwirtschaft 

(Kapitel 2.23) 

Entlastung Familienzulagen 

Landwirtschaft (Teil Zinsertrag 

Familienzulagenfonds). 

(Entlastung von vorerst 0,8–

0,4 Millionen Franken jährlich. Die 

Entlastung ist jedoch abhängig 

vom Zins. Je tiefer er ist, desto 

höher die Entlastung beim Bund.) 

Die Verzinsung des Fonds von mindestens 4 % soll 

mit dieser Massnahme gesenkt werden. Die Mass-

nahme wird abgelehnt, da die geplante gesetzliche 

Regelung keine Mindestverzinsung vorsieht. Die 

feste Verzinsung von 4 % schafft Planungssicher-

heit. Der im Bericht geschilderte Zinssatz von 1,5 % 

könnte fallen und zu Mehrbelastungen der Kantone 

führen. Eine Lastenverschiebung hin zum Kanton 

kann nicht akzeptiert werden.  
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Titel im Bericht 

des Bundes 

Massnahme (jährliche Entlas-

tung des Bundes) 

Begründung der Ablehnung 

Weitere einnahme-

seitige Massnah-

men 

(Kapitel 2.25) 

Entlastung durch Gebührenerhö-

hung der Strafverfolgungsbehör-

den im Fernmeldeverkehr. 

(Entlastung von 0,8 Millionen 

Franken jährlich) 

Auf die Massnahme ist zu verzichten, da die Erhö-

hung der Gebühr bei der heutigen Teuerung nicht 

gerechtfertigt ist. Zudem ist mit den Programmen 

Fernmeldeüberwachung und Überwachung Post- 

und Fernmeldeverkehr eine Kostenbeteiligung Bund 

und Kanton zu klären.  

Eine indirekte Auswirkung auf Wirtschaft und Umwelt zeichnet sich in der geplanten Schliessung von 

Zollstellen ab. Diese Massnahme im Eigenbereich des Eidgenössischen Finanzdepartements (Kapi-

tel 2.2) wird mit Skepsis betrachtet, und der Kanton Aargau lehnt die Schliessung von Zollstellen auf 

dem Kantonsgebiet ab. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

Susanne Hochuli 

Landammann 

Urs Meier 

Staatsschreiber i.V. 

Kopie 

• martin.walker@efv.admin.ch 
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Herisau, 18. März 2016 

Eidg. Vernehmlassung; Stabilisierungsprogramm 2017-2019; Stellungnahme des Regierungs-
rates von Appenzell Ausserrhoden 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 25. November 2015 eröffnete das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) die Vernehm-

lassung zum Stabilisierungsprogramm 2017-2019. 

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung: 

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden stimmt der gemeinsamen Stellungnahme der Kantonsregie-

rungen (Beschluss  PV  KdK vom 11.3.2016) zu. 

Er weist im Speziellen auf folgende einzelne Massnahmen hin, die er ausdrücklich ablehnt: 

- 	Bahninfrastrukturfonds 

- 	Verzinsung der Rückstellung für Familienzulagen Landwirtschaft 

- 	Individuelle Prämienverbilligung 

- 	Bildung, Forschung und Innovation 

- 	Schliessung von Zollstellen 

- 	Strassen und Einlagen in den Infrastrukturfonds 

Die geplanten Massnahmen im Zollbereich können regional ganz unterschiedliche Auswirkungen zeitigen. In 

der Ostschweiz prägt der Bodensee den Grenzverkehr. Hier hat die Schliessung von Zollstellen besondere 

Auswirkungen auf den Schwerverkehr. Diesen Besonderheiten ist Rechnung zu tragen. 
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YR 
Appenzell Ausserrhoden 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

Im Auftrag des Regierungsrates 

/ 7v--V~j 

Thomas Frey, Ratschreiber-Stv.  
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Der Regierungsrat Le Conseil-exécutif 
des Kantons Bern du canton de Berne 

Postgasse 68 Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 
3000 Bern 8 Bundesgasse 3 
www.rr.be.ch onno o^,-^ . , 3003 Bern 
info.regierungsrat@sta.be.ch 

16. März 2016 

RRB-Nr.: 330/2016 
Direktion Finanzdirektion 
Unser Zeichen 
Ihr Zeichen 

WWl Klassifizierung Nicht klassifiziert 

Vernehmlassung des Bundes: Stabilisierungsprogramm 2017-2019. 
Stellungnahme des Kantons Bern 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 25. November 2015 haben Sie den Regierungsrat des Kantons Bern zur 
Vernehmlassung des Stabilisierungsprogramms 2017-2019 des Bundes eingeladen. Der Re­
gierungsrat äussert sich dazu wie folgt; 

1 Grundsätzliches 

Sowohl der Bund wie auch die Kantone befinden sich aktuell in einer Zeit bedeutender wirt­
schaftlicher und finanzpolitischer Unsicherheiten. So ergeben sich insbesondere im Zusam­
menhang mit der währungspolitischen Situation des starl<en Schweizer Frankens erhebliche 
volkswirtschaftliche Risiken, welche sich auch auf den Finanzhaushalt des Bundes und der 
Kantone auswirken können. Gleichzeitig sind verschiedene politische Geschäfte pendent (u.a. 
die Unternehmenssteuerreform III), welche teilweise erhebliche finanzpolitische Risiken bein­
halten. 

Der Bundesrat hat in der Vernehmlassungsvorlage vier Grundsätze für das Stabilisierungs­
programm 2017-2019 formuliert (Ausgewogenheit zwischen allen Aufgabengebieten, Ausge­
wogenheit zwischen Transfer- und Eigenbereich, keine Lastenabwälzungen auf die Kantone, 
Vermeidung möglicher Mehrbelastungen). Der Regierungsrat begrüsst die vier Grundsätze 
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Der Regierungsrat des Kantens Bern 

und kann deren Stossrichtung nachvollziehen. Insbesondere nimmt er die Absichtserklärung 
des Bundesrates, wonach das Stabilisierungsprogramm 2017-2019 nicht zu einer Lastenab­
wälzung auf die Kantone führen soll, mit Befriedigung zur Kenntnis. Leider weicht der Bundes­
rat im Stabilisierungsprogramm bei zahlreichen Massnahmen von diesem Grundsatz ab. Der 
Regierungsrat geht in Ziffer 2 seiner Vernehmlassungsantwort im Einzelnen auf diese Prob­
lematik ein. 

Angesichts der schwierigen finanzpolitischen Situation hat auch der Kanton Bern in den ver­
gangenen Jahren zahlreiche, für die Bevölkerung, das Kantonspersonal und die Lehrkräfte 
teilweise schmerzhafte Entlastungspakete geschnürt (u.a. die Angebots- und Strukturüberprü­
fung ASP 2014). Eine weitere Lastenabwälzung auf die Kantone durch das Stabilisierungs­
programm 2017-2019 hätte somit für den Kanton Bern zur Folge, dass seine zur Sanierung 
des Finanzhaushaltes unternommenen Anstrengungen teilweise wieder zunichte gemacht 
würden. Vor diesem Hintergrund lehnt der Regierungsrat sämtliche Massnahmen, welche zu 
direkten oder indirekten Lastenabwälzungen auf den Kanton Bern führen, ab. 

Der Regierungsrat weist den Bundesrat in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die meis­
ten Kantone über keinerlei Spielraum mehr verfügen, um vom Bund abgewälzte Kosten zu 
tragen. Die Finanzlage der Kantone hat sich in den letzten Jahren markant verschlechtert, 
unter anderem auch wegen früheren Entscheiden auf Bundesebene, z.B. im Bereich der Spi­
tal- und Pflegefinanzierung sowie wegen der angespannten volkswirtschaftlichen Lage in Fol­
ge der Aufgabe des Euro-Mindestkurses durch die Schweizerische Nationalbank. Zusätzliche 
Belastungen entstehen den Kantonen auch durch das Auslaufen von Anschubfinanzierungen 
des Bundes, indem die Kantone aufgrund von politischem Druck früher oder später in die Lü­
cke springen müssen. 

Am 17. Februar 2016 wurden die Ergebnisse der Bundesrechnung 2015 veröffentlicht. Wäh­
rend gemäss Budget mit einen positiven Saldo von CHF 0,4 Mia. gerechnet wurde, weisen die 
Bundesfinanzen 2015 u.a. dank gesunkenen Ausgaben einen ordentlichen Überschuss von 
CHF 2,3 Mia. auf. Gemäss der Medienmitteilung zum Rechnungsergebnis 2015 haben sich 
die Haushaltsperspektiven im Vergleich zum Legisiaturfinanzplan 2017 - 2019 verbessert. Für 
die Jahre 2018 und 2019 bleiben jedoch hohe Defizite bestehen. Der Regierungsrat geht da­
von aus, dass der Bundesrat mit Blick auf das besser als erwartet ausgefallene Ergebnis der 
Bundesrechnung 2015 den notwendigen Umfang der mit dem Stabilisierungsprogramm 2017 
- 2019 zu erzielenden Einsparungen überprüfen wird. 

Auf der Basis der vorliegenden Informationen lassen sich die finanziellen Auswirkungen des 
Stabilisierungsprogramms 2017-2019 auf den Kanton Bern derzeit nicht abschliessend ein­
schätzen. In diesem Zusammenhang fällt auf, dass in einzelnen Aufgabenbereichen die 
volkswirtschaftlichen Folgekosten für den Kanton Bern - bei einer allfälligen Umsetzung der 
Stabilisierungsmassnahmen - die direkten finanziellen Belastungen des bernischen Finanz­
haushaltes deutlich übersteigen dürften (z.B. im Bereich Migration und Integration). Die Aus­
wirkungen des Stabilisierungsprogramms 2017-2019 dürfen somit nicht nur aus einer rein 
finanzpolitischen Perspektive beurteilt werden. 

Weiter stellt der Regierungsrat fest, dass aus finanzieller Sicht insbesondere der Bereich «Bil­
dung, Forschung und Innovation» vom Stabilisierungsprogramm 2017-2019 stark betroffen ist. 
Seiner Meinung nach ist es problematisch, dass gerade dieser Bereich einen überproportiona­
len Beitrag an das Stabilisierungsprogramm 2017-2019 leisten muss. Wird dieser Logik ge­

letzte Bearbeitung: 14.3.2016 / Version: 1 / Dok.-Nr.: / Geschäftsnummer: Seite 2 von 14 
Nicht klassifiziert 



Der Regierungsrat des Kantons Bern 

folgt, dann führt das Stabilisierungsprogramm 2017-2019 dazu, dass die von den Eidgenössi­
schen Räten vorgenommene und für die wirtschaftliche Entwicklung der Schweiz wichtige 
Prioritätensetzung zugunsten der Bildung, Forschung und Innovation wieder rückgängig ge­
macht wird. Der Regierungsrat stimmt dieser Stossrichtung nicht zu und steht demzufolge 
Entlastungsmassnahmen in diesem Bereich'besonders kritisch gegenüber. 

2 Zu den einzelnen Massnahmen 

Nachstehend nimmt der Regierungsrat Stellung zu einzelnen Massnahmen des Stabilisie­
rungsprogramms 2017-2019. 

2.1 Verschiedene Massnahmen im Eigenbereich 

Bundeskanzlei 

Schliessung Polit-Forum des Bundes am Käfigturm 
Der Regierungsrat lehnt die durch den Bundesrat in Aussicht genommene Schliessung 
des Polit-Forums am Käfigturm entschieden ab. Die Schliessung des Polit-Forums hätte 
insbesondere für die Hauptstadtregion, als politisches Zentrum der Schweiz, eine negative 
Signalwirkung. Hier sind nicht nur das nationale Parlament und der grösste Teil der Bundes­
verwaltung angesiedelt, sondern auch Verbände, Interessengemeinschaften und Institutionen 
für die Aus- und Weiterbildung in Politik und Verwaltung. Das Polit-Forum stellt ein Angebot 
dar, das leicht und unkompliziert zugänglich ist. Es wird denn auch von weiten Kreisen der 
Bevölkerung geschätzt und genutzt. Besonders wichtig ist das Polit-Forum auch für die politi­
sche Bildung. So haben beispielsweise im Jahr 2015 mehr als 400 Schulklassen die Ausstel­
lungen im Polit-Forum besucht. Mit dem Veranstaltungsraum, der Vereinen und Parteien für 
politische, gesellschaftliche und kulturelle Veranstaltungen zur Verfügung steht, sowie mit der 
Teilnahme an der jährlichen Museumsnacht ist das Polit-Forum aber nicht nur ein Informa­
tions-, sondern auch ein rege genutztes Begegnungszentrum. Angesichts dieser breiten Ver­
ankerung des Polit-Forums ist der Regierungsrat über die Absicht des Bundesrates, dieses zu 
schliessen, überrascht und befremdet. 

Polit-Forum des Bundes am Käfigturm: Grosser Rat des Kantons Bern fordert Weiter­
führung! 

Anlässlicii der l\/lärzsession 2016 tiat sicti der Grosse Rat des Kantons Bern mit 145:0 Stim­
men für die Weiterfüfirung des Polit-Forums am Käfigturm durch den Bund ausgesprochen. 
Mit der Überweisung der Motion 15-2016 «In der Hauptstadtregion braucht's das Polit-Forum 
Käfigturm auch in Zukunft» an den Regierungsrat hat der bernische Grosse Rat ein starkes 
Zeichen für die Erhaltung dieses einmaligen politischen Informations-, Ausstellungs- und Ver­
anstaltungszentrums in der Hauptstadtregion gesetzt. 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 

Reduktion Personalaufwand der Eidgenössischen Spielbankenkommission 
Beim vorgesehenen Verzicht auf die Wiederbesetzung vakanter Stellen geht der Regierungs­
rat davon aus, dass hierbei ausschliesslich «direkte» Bundesstellen betroffen sein werden. 
ESBK-Aufgaben, welche vom Bund finanziert, aber von den Kantonen mit deren Personal 

Letzte Bearbeitung: 14.3.2016 / Version: 1 / Dok.-Nr.: /Geschäftsnummer: Seite 3 von 14 
Nicht klassifiziert 



Der Regierungsrat des Kantons Bern 

wahrgenommen werden (sog. externe Untersuchungsbeamte ESBK) wären nach Erachten 
des Regierungsrates somit von den Entlastungsmassnahmen nicht betroffen. Die Stelle des 
externen Untersuchungsbeamten hat sich für den Kanton Bern als auch für die ESBK sehr 
bewährt. Die operative Zusammenarbeit im polizeilichen Bereich konnte mit dieser Stelle mar­
kant verbessert und auf hohem Niveau gehalten werden. Vor diesem Hiritergrund lehnt der 
Regierungsrat einen allfälligen Abbau in diesem Bereich ab. 

Reduktion Koordinationstätigkeit mit den Strafverfolgungsbehörden in den Bereichen Falsch­
geld, Betäubungsmittel und Pädokriminalität / Pornografie 
Eine Reduktion der Koordinationstätigkeiten des Bundes in diesen Bereichen wird durch den 
Regierungsrat bedauert, da der Bund somit bei seiner Hauptaufgabe im Zusammenhang mit 
der Bekämpfung bestimmter Verbrechen spart. Die erwähnten Deliktsbereiche wirken sich fast 
ausnahmslos über die Kantons- und Landesgrenzen aus. Mit dem Flughafen Bern-Belp ver­
fügt im Übrigen auch der Kanton Bern über eine Schengen-Aussengrenze. 

Der Regierungsrat erachtet eine funktionierende nationale und internationale Koordination als 
eine wichtige Grundlage für eine erfolgreiche und wirksame Strafverfolgung. Eine (geringe) 
Aufwandsreduktion des Bundes muss sich zwar nicht direkt spürbar auf den Kanton Bern 
auswirken. Gerade in den Bereichen der Pädokriminalität und Pornografie müsste aber eine 
Reduktion der Aufwendungen der'Fachstelle KOBIK durch kantonale Mehraufwendungen 
aufgefangen werden. 

So ist die KOBIK bei fedpol angesiedelt, wird aber zu zwei Dritteln von den Kantonen finan­
ziert. Diese Tatsache zeigt, dass Kürzungen oder Priorisierungen zwingend gemeinsam vor­
zunehmen sind, weil die Partnerbehörden von den Massnahmen stark mitbetroffen sind. Dem 
erläuternden Bericht können keine Angaben darüber entnommen werden, welche Überlegun­
gen den Sparvorschlägen zugrunde liegen. Bevor dies der Fall ist, lehnt der Regierungsrat 
die vorliegenden Sparmassnahmen ab, weil sie vermutlich Aufgabenverlagerungen auf 
die Kantone zur Folge haben. Gleiches gilt auch für die in Aussicht genommenen Sparmas­
snahmen beim Informationsaustausch (siehe nachfolgende Ausführungen). Es ist zwingend, 
dass Bund und Kantone solche Sparvorschläge gemeinsam vertieft prüfen, bevor sie be­
schlossen werden. 

Priorisierung und Reduktion der Leistungen beim Informationsaustausch / Zusammenfassung 
von Organisationseinheiten 
Die Auswirkungen der Reduktion der Koordinationstätigkeiten des fedpol sind nach den Aus­
führungen im Behcht für den Kanton Bern kaum quantifizierbar. Dennoch gilt es aus Sicht des 
Regierungsrates klar festzuhalten, dass auch eine (geringe) Reduktion einer primären Bun­
desaufgabe (wie z.B. die nationale und internationale Koordination) nur sehr schwierig und mit 
grossem Aufwand durch die Kantone aufgefangen werden kann. Die Strafverfolgungsbehör­
den der Kantone müssen bei Offizialdelikten (u.a. Pornografie, Betäubungsmitteldelikte) ihre 
Ermittlungen immer vornehmen. Ihnen bleibt diesbezüglich keine Wahlfreiheit. Werden in die­
sen Bereichen die Koordinationstätigkeiten des Bundes gekürzt, verschlechtern sich die 
Rahmenbedingungen für die Ermittlungen der kantonalen Behörden. Die Bekämpfung der im 
Bericht erwähnten Kriminalität würde somit für die Kantone erschwert und wäre mit eigenen 
Mehraufwendungen verbunden. Solche lehnt der Regierungsrat aufgrund der einleitend 
zum Stabilisierungsprogramm 2017-2019 dargelegten Überlegungen ab. 
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Optimierungen des EJPD im IKT-Bereich (Informations- und Kommunikationstechnik) 
Der Bund bzw. das EJPD beteiligen sich heute gemeinsam mit den Kantonen an der Harmo­
nisierung der Polizeiinformatik (HP!). Ob die im Rahmen des Stabilisierungsprogramms vor­
gesehenen Optimierungsmassnahmen auch Auswirkungen auf die Beiträge bzw. Investitions­
vorhaben des Bundes für HP! haben, geht aus dem erläuternden Bencht des Bundesrates 
nicht hervor. Entsprechende Sparmassnahmen würden die Beständigkeit der laufenden Vor­
haben jedenfalls in Frage stellen. 

Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) 

Der mit der vorgesehenen Ausgabensenkung beim BASPO und beim BABS zusam­
menhängende Leistungsabbau wird durch den Regierungsrat bedauert. Er ist weder im 
Sinne des Sports noch des Bevölkerungs- und Zivilschutzes. Mangels genauer Angaben, wel­
che Leistungen vom Abbau betroffen sind, kann der Regierungsrat die finanziellen Auswir­
kungen auf den Kanton Bern nicht abschliessend beurteilen. Angesichts der Tatsache, dass 
der Bund vor kurzem Konzepte zur Leistungs- und Breitensportförderung mit entsprechenden 
Mehrausgaben verabschiedet hat, erscheinen dem Regierungsrat die nun angekündigten 
Kürzungsabsichten widersprüchlich. 

Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation 

Gemäss erläuterndem Bericht fällt rund die Hälfte der Entlastungen im Eigenbereich des 
ÜVEK beim Personal an. Inwiefern dies die Kantone indirekt betrifft, ist aus den Unterlagen 
nicht ersichtlich. Beim Bundesamt für Energie soll zum einen das Projektvolumen von «Ener-
gieSchweiz» um CHF 2 Mio. gekürzt werden. Zum anderen wird die Unterstützung von For­
schungsaktivitäten um CHF 1 Mio. reduziert. Für die Wirtschaft und die Bevölkerung, wel­
che von diesen Mitteln profitiert haben, ist dies aus Sicht des Regierungsrates bedauer­
lich. Dies umso mehr, als im Bereich Forschung ohnehin bereits ein Manko besteht. 

2.2 Massnahmen im Transferbereich des EDI 

Kürzungen bei der Kulturförderung 

Im Rahmen des Stabilisierungsprogramm 2017-2019 soll bei der Kulturförderung gegenüber 
der erst im Jahr 2015 verabschiedeten Kulturbotschaft 2016-2020 eine Kürzung um CHF 1,6 
Mio. pro Jahr vorgenommen werden. Der Regierungsrat lehnt diese Kürzung ab. So han­
delt es sich bei dem von der Kürzung betroffenen Bereich «Heimatschutz und Denkmalpfle­
ge» de facto um eine Abwälzung der Lasten auf die Kantone, da diese ihre Aufgaben in jedem 
Fall wahrnehmen müssen (z. B. archäologische Rettungsgrabungen). 

Ebenfalls nicht einverstanden ist der Regierungsrat mit der vorgesehenen Senkung der 
Finanzhilfen an die mehrsprachigen Kantone für die Erfüllung ihrer besonderen Aufga­
ben. Die Senkung wäre ein schlechtes Zeichen für die gesamtschweizerische Sprachenpolitik. 
Die Massnahme schwächt die Möglichkeit für die zwei- bzw. mehrsprachigen Kantone be­
währte, aber auch innovative neue Projekte finanziell zu unterstützen, die zum Ziel haben die 
Verständigung zwischen den verschiedenen Sprachgemeinschaften zu fördern. Die mehr­
sprachigen Kantone sowie die Hauptstadtregion Schweiz leisten einen zentralen Beitrag zum 
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Zusammenhalt unseres Landes. Eine Senkung der Finanzhilfen des Bundes wäre deshalb 
aus staatspolitischer Sicht ein bedenkliches Signal. 

Schliesslich ist die ebenfalls geplante Streichung der Subventionierung von Literaturzeitschrif­
ten für deren Zukunft als Präsentations- und Distributionsort von literarischem Schaffen ein 
problematischer Entscheid. Er gefährdet die Existenz der entsprechenden Zeitschriften. 
Bedauerlicherweise haben sich in den vergangenen Jahren keine qualitativ hochwertigen digi­
talen Alternativen (z.B. Websites, Blogs) etablieren können. 

Ergänzungsleistungen (EL) AHV/IV 

Der Regierungsrat lehnt diese Massnahme ab. In der Annahme, dass sich der vom Bund 
mitfinanzierte Teil der Ergänzungsleistungen und die von den Kantonen allein zu finanzieren­
den krankheits- und behinderungsbedingten Kosten ungefähr gleich entwickeln würden, ha­
ben sich die Fachvertreter von Bund und Kantonen darauf geeinigt, die Abrechnungen auf­
grund der Verhältnisse im Monat Dezember des Vorjahres vorzunehmen. 

Die Kantone nehmen mit Interesse zur Kenntnis, dass nun auch der Bund bestätigt, dass die 
Kostendynamik im EL-Heimbereich höher ist als im Bereich der Existenzsicherung. Die vorge­
schlagene Massnahme führt zu einer einseitigen Verschiebung zulasten der Kantone, ohne 
Berücksichtigung der Dynamik in allen andern Bereichen der NFA. Im Gesamtkontext NFA 
und der laufenden EL-Reform halten die Kantonsregierungen diese Anpassung für unange­
bracht. Hier entsteht der Eindruck, dass der Bund die bei der Inkraftsetzung der NFÄ festge­
legten Spielregeln einseitig zu seinem Vorteil anpassen will und der angelaufenen EL-Reform 
vorgreift. 

Die Senkung des Bundesbeitrages EL führt im Kanton Bern im Übrigen nicht nur beim Kanton 
zu Mehrkosten. Über den Lastenausgleich EL tragen im Kanton Bern auch die Gemeinden 50 
Prozent der Mehrkosten. 

2.3 Migration und Integration 

Verzögerte Inbetriebnahme von weiteren Bundeszentren 

Die Anzahl der zur Verfügung gestellten Betten ist eines der entscheidenden Kriterien für das 
Gelingen der «Neustrukturierung im Asylbereich». Die jüngsten Erfahrungen des Jahres 2015 
haben gezeigt, dass die Reserven der Bundeszentren für eine gleichmässige, harmonische 
und abgestimmte Zuweisung der Personen des Asylbereichs in die Kantone von immenser 
Bedeutung sind. Ist der Bund nicht in der Lage den Personen ausreichend Betten anzubieten, 
müssen die Kantone die folgende Arbeit und den Koordinationsaufwand leisten. Der Regie­
rungsrat schätzt aufgrund der Erfahrungen der jüngsten Vergangenheit, dass die volkswirt­
schaftlichen Folgekosten auf Kantonsebene die betriebswirtschaftliche Aufwandminderung in 
den Jahren 2017 bis 2019 von CHF 16 Mio. auf Bundesebene bei weitem übersteigen wer­
den. 

Der Regierungsrat befürwortet das Projekt «Neustrukturierung des Asylbereichs». Mit Blick 
auf ein schnelles Gelingen des Projektes lehnt er deshalb eine verzögerte Inbetrieb­
nahme von weiteren Bundeszentren und eine Reduktion der Anzahl der Betten für die 
Jahre 2017 bis 2019 entschieden ab. 
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Kürzung der Beiträge an die kantonalen Integrationsprogramme 

Der Regierungsrat lehnt die vorgeschlagenen Kürzungen im Bereich der Integrations­
programme ab. Die in Aussicht genommenen Kürzungen werden bei der aktuell steigenden 
Zahl an Flüchttingen und vorläufig Aufgenommenen die Kantone zusätzlich belasten. Die Kan­
tone können die Integrationsbemühungen nicht einschränken, sonst wirkt sich dies negativ auf 
die Sozialhilfekosten aus. Wichtige Integrationsleistungen werden im Bereich der Weiterbil­
dung (Sprachkurse) und Ausbildung (z.B. Anlehre, Berufsausbildung, etc.) geleistet und müs­
sen finanziert werden. Die Kürzungen wiegen umso schwerer, als gleichzeitig Kürzungen im 
Berufsbildungsbereich vorgesehen sind, welche sich auch negativ auf die Integrationsleistun­
gen auswirken werden. Die Berufsbildung spielt bei der Integration von Flüchtlingen und vor­
läufig Aufgenommenen eine zentrale Rolle. Mit den vorgesehenen Kürzungen wird das Geld 
fehlen, um diese Rolle wahrzunehmen. 

Verzicht auf die Ausrichtung eines Zuschlags auf die Integrationspauschale für vorläu­
fig Aufgenommene und Flüchtlinge 

Die Streichung des Zuschlages von 10 Prozent bei der Errechnung der Integrations­
pauschale für vorläufig Aufgenommene und anerkannte Flüchtlinge wird durch den 
Regierungsrat strikt abgelehnt. Der Kanton Bern schiesst bereits heute in namhaftem Um­
fang eigene Mittel ein (Kostendeckungsgrad der Bundespauschale beträgt ca. 60%) und der 
Bedarf an Integrationsangeboten VA/FL kann bei weitem nicht gedeckt werden. Hinzu kommt, 
dass die Aufgabe der Integrationsförderung immer anspruchsvoller wird. So nimmt etwa der 
Anteil der Personen zu, bei denen vor der Sprachförderung zunächst die Alphabetisierung 
notwendig ist. Ebenso ist der Anteil an Personen gestiegen, die lernungewohnt sind und auch 
der Druck auf die Arbeitsplätze in der freien Wirtschaft nimmt kontinuierlich zu. Diese Faktoren 
führen dazu, dass der Integrationsprozess lange dauert und mit hohen Investitionskosten ver­
bunden ist. 

Eine Kürzung der Bundesmittel führt aber nicht nur zu Mindereinnahmen für den Kanton Bern. 
Es muss davon ausgegangen werden, dass bei der heutigen Lage des kantonalen Finanz­
haushaltes die gestrichenen Mittel nicht durch kantonale Mittel ersetzt werden können, was zu 
einer Leistungseinschränkung führen wird. Dies wiederum erhöht die Gefahr, dass weniger 
Leute erfolgreich in den Arbeitsmarkt integriert werden können und die Folgekosten (Sozialhil­
fekosten) steigen werden. 

Gerade bei der Integration von unbegleiteten Minderjährigen sind die Kantone mit enormen 
Kosten konfrontiert, die bei weitem nicht aus den Pauschalen des Bundes zu finanzieren sind. 
Dabei ist anzumerken, dass die Zahl an unbegleiteten Minderjährigen derzeit so hoch ist, wie 
noch nie. Durch den Regierungsrat wird jede weitere Kostenverlagerung vom Bund zu 
den Kantonen in diesem Bereich abgelehnt. 
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2.4 Massnahmen im Transferbereich des EJPD 

Im Bereich Straf- und Massnahmenvollzug plant der Bund Kürzungen im Bereich der Baubei­
träge an die Einrichtungen für den Vollzug der Administrativhaft (resp. Anpassung an die ak­
tuelle kantonale Planung). Im Jahr 2017 sollen noch CHF 13 Mio., 2018 und 2019 je CHF 30 
Mio. zur Verfügung stehen. 

Der Regierungsrat ist grundsätzlich der Meinung, dass es ein falsches Signal an die Kanto­
ne wäre, wenn der Bund seine finanzielle Beteiligung an die Einrichtungen für den Vollzug der 
Administrativhaft zum heutigen Zeitpunkt reduzieren würde. Die Zeichen stehen eher danach, 
dass mehr Administrativhaftplätze benötigt werden. 

2.5 Massnahmen im Transferbereich des VBS 

Der mit der vorgesehenen Ausgabensenkung beim BASPO und beim BABS zusam­
menhängende Leistungsabbau wird durch den Regierungsrat bedauert. Er ist weder im 
Sinne des Sports noch des Bevölkerungs- und Zivilschutzes. Mangels genauer Angaben, wel­
che Leistungen vom Abbau betroffen sind, können die finanziellen Auswirkungen auf den 
Kanton Bern nicht abschliessend beurteilt werden. In jedem Fall wird der Druck auf den Kan­
ton Bern zunehmen, höhere Beiträge/Pauschalen an Veranstaltungen (z.B. Schweizerisches 
Jugendskilager) oder an die Ausbildung von Leitern für Jugend und Sport zu leisten (um die 
Mindererträge des Bundes zu kompensieren). Angesichts der Tatsache, dass der Bund vor 
kurzem Konzepte zur Leistungs- und Breitensportförderung mit entsprechenden Mehrausga­
ben verabschiedet hat, erscheinen die nun angekündigten Kürzungsabsichten widersprüch­
lich. 

Reduktion der Beiträge an Jugend und Sport 
Obwohl die beabsichtigte Beitragsreduktion keine direkten finanziellen Auswirkungen 
auf den Kanton Bern hat, lehnt sie der Regierungsrat ab. Erst im vergangenen Jahr hat 
der Bundesrat nach entsprechendem Druck aus dem Parlament beschlossen, dem Programm 
Jugend und Sport inskünftig mehr Budgetmittel zur Verfügung zu stellen, was vom Kanton 
Bern ausdrücklich begrüsst wurde. Insofern erstaunt, dass die zur Verfügung gestellten Mittel 
nun wieder reduziert werden sollen. 

Zeitliche Erstreckung der Realisierung nationaler Sportanlagen (NASAK-Beiträge) 
Die Erläuterungen zu dieser Massnahme, wonach die vom Bund mitfinanzierten Sportanlagen 
immer wieder Realisierungsverzögerungen erfahren und die Realisierung der laufenden Pro­
jekte im Rahmen von NASAK 4 daher erstreckt werden kann, sind nachvollziehbar. Aus 
Sicht des Regierungsrates ist es jedoch unabdingbar, dass die laufenden Projekte fer­
tiggestellt und die vom Bund zugesicherten Beiträge ausbezahlt werden. 

Regionalisierung von Schutzanlagen 
Derzeit leistet der Bund einen Pauschalbeitrag zur Sicherstellung der Betriebsbereitschaft von 
Schutzanlagen. Diese Beiträge fliessen an die Eigentümer der Schutzanlagen (hauptsächlich 
Gemeinden, Spitalträgerschaften oder Private) und tragen dazu bei, den Wert der Schutzan­
lagen zu erhalten. Der Kanton Bern leistet seinerseits keine weiteren Beiträge an die Eigen­
tümer von Schutzanlagen. Der Bund beabsichtigt nun, die Schutzanlagen zu regionalisieren, 
überzählige Schutzanlagen aufzuheben und dadurch Pauschalbeiträge einzusparen. Für den 
Kanton Bern dürfte diese beabsichtigte Massnahme keine direkten finanziellen Auswirkungen 
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haben, für die Eigentümer der Schutzanlagen jedoch entfällt der Beitrag des Bundes. Die be­
absichtigte Regionalisierung und die damit verbundene Aufhebung von Schutzanlagen 
widersprechen nach Meinung des Regierungsrates den derzeit laufenden Bemühungen 
(inkl. geplanten rechtlichen Anpassungen), die Schutzanlagen für eine Verwendung im 
Bereich Asyl einfacher und schneller zugänglich zu machen. 

2.6 Bildung, Forschung und Innovation (BFI) 

Der Kanton Bern unterstützt die Forderung des Ständerats (vgl. modifizierte Motion 15.3011 
BFI Periode 2017-2020. Notwendige Reformen ohne Substanzverluste umsetzen), den Be­
reich BFI in den Jahren 2017 bis 2020 als prioritäre Aufgabe zu behandeln und die dafür not­
wendigen Mittel in ausreichendem Masse zur Verfügung zu stellen. Wie der Ständerat erach­
tet der Kanton Bern die verbesserte Finanzierung von Vorbereitungskursen in der höheren 
Berufsbildung und die Priorisierung der Innovationsförderung mit langfristig und strukturell 
wirkenden Massnahmen (insbesondere die Förderung von Projekten der anwendungsorien-
tierten Forschung und Entwicklung) als maximal prioritär. 

Die Innovationsfähigkeit ist für ein Land wie die Schweiz von entscheidender Bedeutung. Sie 
ist der Gradmesser für die Wettbewerbsfähigkeit unserer Volkswirtschaft. Die Schweiz nimmt 
bisher in internationalen Ranglisten noch Spitzenpositionen ein, was sie innovativen Unter­
nehmen und bisher guten Rahmenbedingungen gerade auch im BFI-Bereich verdankt. Der 
Bund hat mit dem Forschungs- und Innovationsförderungsgesetz (FIFG) eine wichtige Grund­
lage für die Innovationsförderung geschaffen. Zentral ist insbesondere die Möglichkeit, Vorha­
ben der anwendungsorientierten Forschung und Entwicklung gezielt zu unterstützen. Diese 
Möglichkeit muss in den kommenden Jahren maximal genutzt werden: Aufgrund des starken 
Schweizer Frankens, des sich verstärkenden internationalen Wettbewerbs und der Herausfor­
derungen, mit denen sich die exportorientierten Unternehmen auseinandersetzen müssen, ist 
die Stärkung der Innovationsfähigkeit noch zentraler geworden. Der Grosse Rat des Kantons 
Bern hat deshalb in der Januarsession 2016 mit grossem Mehr ein zum FIFG kohärentes kan­
tonales Innovationsförderungsgesetz IFG verabschiedet, damit Bund und Kanton gemeinsam 
wichtige Schlüsselprojekte der anwendungsorientierten Forschung und Entwicklung finanzie­
ren und fördern können. Die heute bekannten Schlüsselprojekte des Kantons Bern (Swiss 
Innovation Park Biel und sitem-insel Bern) sind gemäss Beurteilung des Kantons Bern für die 
künftige wirtschaftliche Entwicklung unseres Landes und der Hauptstadtregion Schweiz von 
grosser Bedeutung. Der Kanton Bern erwartet daher, dass der Bund seine vorgesehenen Bei­
träge vollständig leistet. 

Die Kantone haben in den letzten Jahren laufend mehr Aufgaben im Berufsbildungsbereich 
übernommen (Förderung Nahtstelle, Case Management Berufsbildung, Förderung Berufsma-
turität, Steigerung Anzahl Lehrverhältnisse u.a. mit Einführung neuer Berufe wie FaGe und 
über 40 EBA-Berufe, Förderung HF mit voller Freizügigkeit). Mit der Umsetzung der Fachkräf­
teinitiative werden substanzielle Verbesserungen notwendig zur Stärkung der Höheren Be­
rufsbildung, zum Ausbau der Berufsmaturität, zur Erleichterung von Berufsabschlüssen und 
deren Förderung für Erwachsene und zur Optimierung der Berufswahlvorbereitung und des 
Übergangs in die nachobligatorische Bildung. Dies wird die Kantone finanziell zusätzlich be­
lasten. Mit der Kürzung im Berufsbildungsbereich kommt der Bund seinem gesetzlichen Auf­
trag (BBG, Art. 59, Abs. 2) nicht mehr nach, wonach er einen Viertel an die Aufwendungen 
der öffentlichen Hand bezahlen muss. Eine Kürzung im Bereich der höheren Berufsbil-
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dung im Rahmen der definitiven Zuteilung der Mittel auf die Förderbereiche im Frühjahr 
2016 würde daher von Seiten des Regierungsrates entschieden abgelehnt. 

Was die möglichen Auswirkungen für den Hochschulbereich anbelangt, so ist es für den Re­
gierungsrat zentral, dass das in den Übergangsbestimmungen des HFKG (Art. 72) festge­
schriebene Prinzip eingehalten wird, den Umfang der vom Bund geleisteten Grundbeiträge an 
Universitäten und Fachhochschulen im Vergleich zur Vorperiode zumindest stabil zu halten. 

Überdies darf die angestrebte Assoziierung an das EU-Forschungsprogramm Horizon 2020 
aus Sicht des Kantons Bern nicht durch das Stabilisierungsprogramm in Frage gestellt wer­
den: Vor allem für die Schweizer Universitäten ist es zentral, sich am Wettbewerb um Beiträge 
von Horizon 2020 (speziell des «European Research Council») bewerben zu können, um ihre 
international starke, für die Standortentwicklung unseres Landes zentrale Stellung bewahren 
zu können. 

2.7 Landwirtschaft 

Mit der Agrarpolitik 2014-2017 und dem neuen Direktzahlungssystem haben Bundesrat und 
Parlament der Landwirtschaft einen neuen, deutlich erweiterten Leistungskatalog auferlegt. 
Der Bundesrat hält selber fest (Erläuternder Bericht zur Vernehmlassung zu einem Bundes-
beschluss über die finanziellen Mittel für die Landwirtschaft in den Jahren 2018-2021, S. 3), 
dass eine umfassende Beurteilung der Wirkung der Agrarpolitik 2014 - 2017 noch nicht mög­
lich sei. 

Mit den beabsichtigen Kürzungen bei den Direktzahlungen, den Investitionskrediten Landwirt­
schaft und den landwirtschaftlichen Strukturverbesserungen sowie der Qualitäts- und Absatz­
förderung in der Höhe von CHF 70 Mio. bis CHF 100 Mio. (Anteil Kanton Bern: 20%) setzt der 
Bundesrat die Glaubwürdigkeit und Berechenbarkeit der Agrarpolitik aufs Spiel. Die vorge­
schlagenen Kürzungen laufen diametral dem postulierten Hauptfokus entgegen, wonach die 
Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft verbessert werden soll. Der Regierungsrat lehnt 
daher die beabsichtigten Kürzungen entschieden ab. 

2.8 Strassen und Einlage in den Infrastrukturfonds 

Der grösste Entlastungsbeitrag in diesem Bereich wird mit einer einmaligen Verschiebung der 
Einlage in den Infrastrukturfonds von 65,2 Millionen im Jahr 2017 erzielt. Da es sich um eine 
zeitliche Aufschiebung der in den Infrastrukturfonds einbezahlten Mittel handelt und nicht um 
eine Kürzung der ausbezahlten Mittel, ist voraussichtlich mit keinen negativen Auswirkungen 
auf die Kantone zu rechnen. Es besteht allerdings ein gewisses Risiko, dass die erforderli­
chen Mittel zwischenzeitlich nicht verfügbar sind und die Kantone Vor- bzw. Zwischenfinanzie­
rungen leisten müssen. Sollten die kantonalen Budgets dies nicht zulassen, drohen Verzöge­
rungen bei geplanten gemeinsamen Infrastrukturprojekten. Der Regierungsrat unterstreicht 
daher, dass die Liquidität des Fonds jederzeit sichergestellt sein muss. 

Im Weiteren will der Bund die Beiträge an die kantonalen Hauptstrassen auf dem Stand von 
2016 plafonieren. Diese Plafonierung hätte zur Folge, dass die Hauptstrassenbeiträge in Zu­
kunft nicht mehr der Teuerung angepasst werden. Da sich der Bund so schrittweise aus 
der Hauptstrassenfinanzierung zurückzöge, lehnt der Regierungsrat diese Kürzung ab. 
Die Kürzung widerspricht ausserdem der nominellen Sicherung des Beitrags, wie er in der 
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Vorlage für einen Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) vorgesehenen 
ist. Mit Blick auf die Diskussion um den NAF erwartet der Regierungsrat, dass auf diese Kür­
zung verzichtet wird. Falls die Hauptstrassenbeiträge tatsächlich von der Finanzplanteuerung 
des Bundes entkoppelt werden sollen, sind sachgerechte Indikatoren für die Höhe der Beiträ­
ge heranzuziehen, wie Streckenlänge, Verkehrsbelastung, Topographie und Tiefbaukostenin­
dex. 

2.9 Umwelt 

Die vom Bund vorgeschlagene Kürzung im Bereich des Hochwasserschutzes ist aus Sicht 
des Regierungsrates kurzfristig verkraftbar. Es scheint sachgerecht, die reservierten Bundes­
mittel an das beobachtete Realisierungstempo aller Kantone anzupassen. Allerdings muss für 
die Kantone auch in den Jahren 2017-2019 die Möglichkeit bestehen bleiben, realisierungsrei­
fe Projekte umzusetzen - selbst wenn sie in den Programmvereinbarungen nicht angemeldet 
sind. Unter der Voraussetzung dieser Beschleunigungsmöglichkeit kann der Regie­
rungsrat der Kürzung zustimmen. Im Gegenzug erwartet er vom Bund, dass er seine Ver­
antwortung im Hochwasserschutz wahrnimmt und den Kantonen bei der Finanzierung des 
Gewässerunterhalts entgegenkommt, da dieser wesentlich zu einem effizienten Hochwasser­
schutz beiträgt. Die Forderung deckt sich mit der Standesinitiative des Kantons Bern betref­
fend höhere Bundesbeiträge für den Hochwasserschutz. 

2.10 Weitere Massnahmen im Transferbereich des ÜVEK 

Der Regierungsrat bedauert, dass gerade im Energiebereich Entlastungsmassnahmen bei 
Pilot- und Demonstrationsanlagen vorgesehen sind. Aus seiner Sicht sind Erkenntnisse aus 
Versuchen mit neuen Technologien sehr wertvoll und für das Gelingen der Energiewende 
unerlässlich. 

2.11 Bahninfrastruktur 

Auf Seite 54ff. des Vernehmlassungsberichts wird erläutert, wie die Einlage des Bundes in 
den Bahninfrastrukturfonds (BIF) um CHF 53.1 Mio. (2017), CHF 84.5 Mio. (2018) und CHF 
93.5 Mio. (2019) gekürzt werden soll. Aus Sicht des Regierungsrates widerspricht es der Ziel­
setzung des Fonds und auch dem klaren Resultat der FABI-Abstimmung, wenn die Einlagen 
bei der ersten Gelegenheit beschnitten werden. Die vorgeschlagene Kürzung seitens Bund 
ist deshalb nicht hinnehmbar, der Regierungsrat lehnt sie entschieden ab. Sollten die 
Bundeseinlagen dennoch Abstriche erfahren, müssten diese zwingend und in vollem Umfang 
kompensiert werden. Dies kann etwa durch Anpassungen der LSVA-Tarife geschehen, wie 
sie vom Bundesrat am 7. Dezember 2015 für Anfang 2017 angekündigt wurden (erwartete 
zusätzliche Einnahmen von zirka CHF 70 Mio. bis CHF 80 Mio.). 

Um Verzögerungen beim Ausbau der Bahninfrastruktur gänzlich auszuschliessen, prüft der 
Bund als weitere Massnahme, das im BIF-Gesetz verankerte Verschuldungsverbot zeitlich 
befristet bis 2020 auszusetzen. Die zusätzliche Verschuldung wäre auf CHF 150 Mio. limitiert 
und in den Folgejahren vollständig zurückbezahlt worden. Der Bundesrat hat von dieser Mas­
snahme abgesehen, weil ab 2018 kein Liquiditätsengpass zu erwarten sei. Aus Sicht der Kan­
tone ist der Ausbau der Bahninfrastruktur dringend notwendig, um die in Bundesbeschlüssen 
und -gesetzen definierten Kapazitätserweiterungen sowie die Verbesserungen im Bahnange­
bot zu realisieren. Die stetig steigende Nachfrage lässt einen Aufschub der Ausbauten nicht 
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ZU. Das Verschuldungsverbot ist daher durch eine entsprechende Änderung des BIF-
Gesetzes befristet bis 2020 auszusetzen. 

Unter Ziffer 4.3 im erläuternden Bericht wird ein neuer Art. 57 Abs. 1 a im Eisenbahngesetz 
vorgeschlagen. Die Beteiligung der Kantone (CHF 500 Mio. pro Jahr) am Bahninfrastruk­
turfonds (BIF) soll demnach entlang des Bahnbau-Teuerungsindex (BTI) sowie der Wirt­
schaftsentwicklung (reale Entwicklung des Brutto-Inlandprodukts) angepasst werden. 

Der Regierungsrat ist bislang davon ausgegangen, dass sich die Einlagen von Bund und Kan­
tonen parallel entwickeln sollen. Aus diesem Grund hat er in der KöV signalisiert, einer Inde-
xierung der Kantonseinlage im Grundsatz zuzustimmen. Wenn der gesetzlich verankerte 
Grundsatz indexierter Bundeseinlagen nun mit Sparmassnahmen in Frage gestellt wird und 
wenn mit ein und derselben Vorlage die Bundeseinlagen gekürzt und die Beiträge der Kanto­
ne erhöht werden sollen, so fühlt sich der Kanton Bern nicht mehr an seine Zusage zur Inde-
xierung gebunden. 

Des Weiteren fordert der Regierungsrat, dass eine Indexierung frühestens auf dem Preisstand 
von 2016 vorgenommen wird, da der BIF-Beitrag der Kantone dannzumal zum ersten Mal 
geschuldet ist. Die in der Vorlage geplante Indexierung hätte zur Folge, dass die Kantone be­
reits per 2018 eine Kostensteigerung des Beitrags von 13 Prozent hinnehmen müssten. Für 
den Kanton Bern stiege der Beitrag von rund CHF 82 Mio. auf CHF 92.7 Mio. Diese Steige­
rung ist weder tragbar noch im kantonalen Finanzplan vorgesehen. Der Regierungsrat lehnt 
eine solche Kostensteigerung deshalb klar ab. Eine Anpassung der Kantonseinlagen kann 
mit Rücksicht auf die Budgetprozesse frühestens per 2020 erfolgen. Überdies muss sich die 
Indexierung auf die Teuerungsentwicklung beschränken; eine Anpassung an die reale BIP-
Entwicklung wird abgelehnt, sie ist nicht finanzierbar. 

2.12 Aufsicht im öffentlichen Verkehr 

Die vorgeschlagene Gesetzesänderung entspricht einem Nachvollzug der heutigen Praxis. 
Der Regierungsrat ist vor diesem Hintergrund mit der vorgeschlagenen Massnahme einver­
standen. 

2.13 Erschütterungsschutz (Vermeidung von Mehrbelastungen) 

Da in den vergangenen 20 Jahren kaum Massnahmen im Bereich Erschütterungsschutz reali­
siert wurden, scheint das Entlastungspotenzial der vorgeschlagenen Änderung von Art. 17 
des Umweltschutzgesetzes fraglich, zumal in Art. 15 der Immissionsgrenzwert für Erschütte­
rungen offenbar weiterbestehen soll. Fernerwerden längerfristige Auswirkungen auf die Be­
völkerung in der Vorlage nicht erörtert. Der Regierungsrat kommt zum Schluss, dass die 
Lockerung des Erschütterungsschutzes nicht in die Debatte eines Entlastungspaketes 
gehört und lehnt sie daher ab. Er ist aber bereit, die Zukunft des Erschütterungsschutzes in 
einem anderen Rahmen zu diskutieren. 

2.14 Invalidenversicherung (IV) 

Die vorgeschlagene Gesetzesänderung bleibt zwar ohne Auswirkungen auf die Kantone. 
Trotzdem mutet eigenartig an, dass das seit 2014 geltende Finanzierungssystem bereits wie­
der geändert werden soll. Der Bund will mit einer schwer nachvollziehbaren und auf wackligen 
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Beinen stehenden Begründung zulasten der IV sparen. Schwer nachvollziehbar, weil der be­
schriebene Effekt bereits bei Einführung des aktuell gültigen Finanzierungssystems bekannt 
war. Auf wackligen Füssen, weil die Begründung davon ausgeht, dass die Sanierung der IV 
wie geplant gelingt. Nach Ansicht des Regierungsrates ist dies aus heutiger Sicht eine gewag­
te Prognose. 

2.15 Individuelle Prämienverbilligung (IPV) 

Aufgrund eines Sparauftrags erhalten im Kanton Bern seit 2013 EL-Beziehende mit einem 
Ausgabenüberschuss, der unter der ordentlichen maximalen Prämienverbilligung liegt, nur 
noch die maximale ordentliche Prämienverbilligung (vgl. Artikel 26 ELV). Wenn der Ausga­
benüberschuss höher ist als die maximale ordentliche Prämienverbilligung, aber tiefer als die 
kantonale Durchschnittsprämie, so erhalten sie die maximale ordentliche Prämienverbilligung 
und die Differenz zwischen der Prämienverbilligung und dem Ausgabenüberschuss. Im Rah­
men der EL-Reform will der Bund diese bereits bestehende «Berner-Praxis» übernehmen und 
so die Senkung des Bundesbeitrages an die IPV kompensieren (vgl. Bericht S. 63). Für den 
Kanton Bern ist dieser Entlastungseffekt allerdings bereits realisiert und die Einsparungen des 
Bundesbeitrags an die Prämienverbilligung wirken sich für ihn somit negativ aus. Wenn somit 
die Bundesbeiträge zurück gehen und nicht vom Kanton kompensiert werden, wird es zu tiefe­
ren Beiträgen an die IPV kommen, welche dann für Sozialhilfebeziehende durch wirtschaftli­
che Hilfe wettgemacht werden müssen, um die KVG-Prämie zu decken. Der Regierungsrat 
lehnt vor diesem Hintergrund die durch den Bundesrat im Bereich der IPV in Aussicht 
genommene Entlastungsmassnahme ab. 

2.16 Verzinsung Fonds Familienzulagen Landwirtschaft 

Auch wenn durch die Neuregelung der Verzinsung für den Kanton Bern höhere Kosten anfal­
len, so ist die Massnahme für den Regierungsrat mit Blick auf das aktuelle Marktumfeld letzt­
lich nachvollziehbar. 

2.17 Aufhebung des Risikoaktivitätengesetzes 

Der Regierungsrat lehnt die Aufhebung des Gesetzes über das Bergführerwesen und 
Anbieten weiterer Risikoaktivitäten (Risikoaktivitätengesetz) ab. Da es sich um eine Vor­
lage handelt, die nur marginal zur Stabilisierung der Bundesfinanzen beitragen kann, die aber 
für den Kanton Bern inhaltlich von grosser Bedeutung ist, erläutert der Regierungsrat die 
Gründe für seine Ablehnung in einem separaten Schreiben ausführlich. 

2.18 Auslagerung der Eidgenössischen Stiftungsaufsicht (ESA) 

Im Zusammenhang mit der geplanten Auslagerung der ESA aus der zentralen Bundesverwal­
tung regt der Regierungsrat an zu prüfen, auf eine Eidgenössische Stiftungsaufsicht analog 
zur Strukturreform der zweiten Säule zu verzichten. Die klassischen Stiftungen könnten nach 
dem Sitzprinzip auf die bestehenden neun kantonalen/regionalen Aufsichtsanstalten verteilt 
werden. Als Untervariante wäre für den Regierungsrat auch denkbar, dass nur die internatio­
nal tätigen Stiftungen bei der ESA verbleiben würden. 
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Der Regierungsrat dankt Ihnen für die Kenntnisnahme und Berücksichtigung seiner Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrates 
Der Präsident Der Staatsschreiber 

• Finanzdirektion des Kantons Bern 
• martin.walker(gefv.admin.ch 

Hans-Jürg Käser Christoph Auer 
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Eidgenössisches Finanzdepartement
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Glarus, 1. Màrz 2016
Unsere Ref: 2013-144203

Vernehmlassung i. S. Stabilisierungsprogramm 2017-2019

Sehr geehrte Damen und Herren

Das Eidgenössische Finanzdepartement gab uns in eingangs genannter Angelegenheit die
Möglichkeit zur Stellungnahme. Dafür danken wir und lassen uns gerne wie folgt vernehmen

1. Grundsätzliche Bemerkungen

lm Wesentlichen schliesst sich der Kanton Glarus in seiner grundsätzlichen Beurteilung des
Stabilisierungsprogramms der Stossrichtung der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK)
und der Finanzdirektorenkonferenz (FDK) an.

Gesunde Bundesfinanzen sind auch im lnteresse der Kantone, deshalb begrüssen wir die
lnitiative des Bundes zur Stabilisierung seines Finanzhaushaltes und damit zur Einhaltung
der Schuldenbremse. Es erscheint uns richtig, dem in der Vernehmlassungsvorlage aufge-
zeigten strukturellen Defizit mit Massnahmen auf der Ausgabenseite zu begegnen. Es ist
wichtig und relevant sich den Gegebenheiten zu stellen und die finanziellen Mittel entspre-
chend anzupassen. Steuererhöhungen würden die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz
schwächen. Eine massvolle Erhöhung der Mehnvertsteuer sollte der Finanzierung von wich-
tigen anstehenden Projekten, wie beispielsweise der Reform der Altersvorsorge vorbehalten
bleiben.

Wie der Bund spüren auch die Kantone die Verschlechterung des wirtschaftlichen Umfeldes
Der Kanton Glarus, in dem die exportorientierte lndustrie in den Euroraum einen im
schweizweiten Vergleich überdurchschnittlichen Anteil an der kantonalen Wertschöpfung
einnimmt, ist vom starken Schweizer Franken besonders betroffen. Bereits im vergangenen
Jahr galt es, einen namhaften Stellenabbau in unseren Produktionsbetrieben (Tridonic,
Electrolux etc.) zu verkraften. Den finanzpolitischen Herausforderungen ist der Kanton Gla-
rus mit einer umfassenden EfÍizienz- und Effektivitätsanalyse begegnet.

Lastenabwälzungen des Bundes sind deshalb nicht tragbar, würden sie doch unsere Spar-
bemühungen zunichtemachen. Den NFA-Grundsätzen von Subsidiarität und fiskalischer
Aquivalenz ist auch in finanziell schwierigen Zeiten nachzuleben. Somit sind für uns Spar-
massnahmen nur denkbar, wenn wir in den entsprechenden Bereichen die Möglichkeit ha-
ben, auch uns selbst zu entlasten.



2. Zu den einzelnen Massnahmen

2.1. Teuerungskorrektur(Ziff.1.5.1)

Antrag: Der Verpflichtungskredlt 2018-2021für den regionalen Personenverkehr soll ge-
samthaft um 132 Millionen Franken auf total 4102 Millionen Franken erhöht werden (2018
952 Mio. Fr.;2019: 1000 Mio. Fr.; 2020:1050 Mio. Fr.;2021: 1100 Mio. Fr.).

Begründung: Der regionale Personenverkehr konnte in den letzten Jahren aufgrund von
politisch breit abgestützten Entscheiden kontinuierlich und bedarfsgerecht ausgebaut wer-
den. Er hat in den Agglomerationen eine bedeutende Funktion zur Abdeckung der Verkehrs-
bedürfnisse bzw. zul Vedagerung des Verkehrs auf den ÖV. gr bietet in den ländlichen Ge-
bieten, abgestützt auf die raumplanerischen und regionalpolitischen Ziele, ein Grundangebot
an Mobilität, das die Abwanderung verhindert und den Tourismus fördert. lm lnteresse der
Volkswirtschaft, der Standortattraktivität, des Umweltschutzes und insbesondere zur Entlas-
tung der Strasse ist das Angebot des regionalen Personenverkehrs weiter auszubauen. Die
Finanzierung der dafür notwendigen Bahninfrastrukturausbauten konnte mit FABI dauerhaft
gesichert werden" Abgestützt auf das ZEB-Gesetz und den Ausbauschritt STEP 2Q25 wer-
den die Trassenkapazitäten auf der Schiene ab 2019 kontinuierlich erhöht werden können.
Parallel dazu müssen nun auch die notwendigen finanziellen Mittel für die Angebotsverbes-
serungen im regionalen Personenverkehr bereitgestellt werden, ansonsten die im Bau be-
fi nd lichen Bah nausbauten als Fehl i nvestitionen taxiert werden m üssten.

2.2. Verschiedene Massnahmen im Eigenbereich (Ziff.2.2)

Die volkswirtschaftlichen, verkehrlichen, sicherheitspolitischen und allenfalls ökologischen
Auswirkungen der Schliessung von zwölf Zollstationen sind zu untersuchen.

2.3. Ergänzungsleistungen AHV/IV (Ziff. 2.5)

Antrag: Wir beantragen auf die Massnahme zu verzichten

Begründung.' ln der Annahme, dass sich der vom Bund mitfinanzierte Teil der Ergänzungs-
leistungen und die von den Kantonen allein zu finanzierenden krankheits- und behinde-
rungsbedingten Kosten ungefähr gleich entwickeln würden, haben sich die Fachvertreter von
Bund und Kantonen darauf geeinigt, die Abrechnungen aufgrund der Verhältnisse im Monat
Dezember des Vorjahres vorzunehmen. Wir nehmen mit lnteresse zur Kenntnis, dass nun

auch der Bund bestätigt, dass die Kostendynamik im El-Heimbereich höher ist als im Be-

reich der Existenzsicherung. Die vorgeschlagene Massnahme führt zu einer einseitigen Ver-
schiebung zulasten der Kantone, ohne Berücksichtigung der Dynamik in allen andern Berei-
chen der NFA. lm Gesamtkontext NFA und der laufenden EL-Reform halten wir diese An-
passung für unangebracht. Hier entsteht der Eindruck, dass der Bund die bei der lnkraftseþ
zung der NFA festgelegten Spielregeln einseitig zu seinem Vorteil anpassen will und der
angelaufenen EL-Reform vorg reift.

2.4. Bildung Forschung und lnnovation (Ziff.2.10)

Antrag: Wir beantragen auf die Massnahme zu verzichten

Begründung.'Aus unserer Sicht ist es unbefriedigend, dass die dringend nötige Aufstockung
der Bundesmittelftlr Forschung sowie Berufs- und Hochschulbildung im Rahmen der BFI-
Botschaft geringer ausfallen dürfte als ursprünglich geplant. Dies wird letztlich die Kantone
stärker belasten, da es sich nicht um ,,echte" Sparmassnahmen sondern um eine reine Las-

tenverschiebung handelt.
Unverständlich ist ausserdem, dass im Stabilisierungsprogramm 2017-2019 die Bildung,
Forschung und lnnovation mit über einer halben Milliarde Franken unverhältnismässig stark
belastet werden soll. Die Kürzungslast beträgt fast 20 Prozent des gesamten Sparpro-
gramms, obwohl dieser Bereich lediglich 11 Prozent der Gesamtausgaben des Bundes aus-
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macht. Dies ist insofern problematisch, als es sich um jene Disziplinen handelt, die entschei-
dend sind für die ausgezeichnete Ausbildung der Schweizer Fachkräfte, die Wettbewerbsfä-
higkeit und die lnnovationskraft des Landes.

2.5. Landwirtschaft (Ziff. 2.11)

Wir ven¡reisen vollumfänglich auf unsere Vernehmlassungsantwort in Sachen Bundesbe-
schluss über die finanziellen Mittel für die Landwirtschaft in den Jahren 2018-2021 vom 9.

Februar 2016.

2.6. Súrassen und Einlage in den lnfrastrukturfonds (Ziff. 2'13)

2.6.1. Verschiebung der Einlage in den Infrastrudurtonds 2017

Antrag: Wir sind mit der Massnahme einverstanden.

Begründung,'Die Ausgaben des Bundesamts für Strassen sollen gegenÜber dem provisori-
schen Finanzplan 2017-2019 mit verschiedenen Teilmassnahmen um 67,5, 4,5 und 6,9 Milli-
onen Franken reduziert werden. Der grösste Sparbeitrag wird mit einer einmaligen Verschie-
bung der Einlage in den lnfrastrukturfonds von 65,2 Millionen Franken im Jahr 2017 erzielt.
Da es sich um eine zeitliche Aufschiebung der in den lnfrastrukturfonds einbezahlten Mittel
handelt und nicht um eine Kürzung der ausbezahlten Mittel, ist voraussichtlich mit keinen
negativen Auswirkungen zu rechnen. Der Kanton Glarus unterstreicht jedoch, dass die Liqui-
dität des Fonds jederzeit sichergestellt sein muss, damit es bei geplanten gemeinsamen lnf-
rastrukturprojekten zu keinen Verzögerungen kommt.

2.6.2. Plafonierung der Hauptstrassenbeiträge ab 2016

Antrag: Wir beantragen auf die Massnahme zu verzichten.

Begründung.'Der Bund will die Beiträge an die kantonalen Hauptstrassen auf dem Stand
von 2016 plafonieren. Diese Plafonierung hätte zur Folge, dass die Hauptstrassenbeiträge in

Zukunft nicht mehr der Teuerung angepasst werden. Da sich der Bund so schrittweise aus
der Hauptstrassenfinanzierung zurückzöge, lehnt der Kanton Glarus diese Kürzung ab -
insbesondere solange unbekannt ist, ob diese Kürzungen in einem angemessenen Verhält-
nis zu den anderen Ausgabenpositionen der Spezialfinanzierung stehen. Mit der vorgeschla-
genen Reduktion gingen den Kantonen in den Jahren 2017-2019 insgesamt 13,6 Millionen
Franken verloren. Die Kürzung widerspricht ausserdem der nominellen Sicherung des Bei-
trags, wie er in der Vorlage für einen Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds
(NAF) vorgesehenen ist. Mit Blick auf die Diskussion um den NAF en¡rartet der Kanton Gla-
rus, dass auf diese Kürzung verzichtet wird.

2.7. Umwelt (Ziff. 2.14)

Antrag: Wir sind mit der Massnahme einverstanden

Begründung.'Auch im Kanton Glarus konnte in den letzten Jahren das Budget für Kantons-
und Bundesbeiträge an Hochwasserschutzmassnahmen nicht ausgeschöpft werden. Bis zur
routinierten Umsetzung von Artikel 200 Absatz 3 EG ZGB wird auch in den folgenden Jahren
der Finanzbedarf eher tief sein. Einer temporären Entlastung bis 2019 kann somit zuge-
stimmt werden.

2.8. Bahninfrastruktur(Ziff.2.16)

2.8.1. Kürzung BlF-Beitrag des Bundes

Antrag: Wir beantragen auf die Massnahme zu verzichten
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Begründung; Es kann nicht sein, dass kurz nach dem Beschluss der neuen Finanzarchitek-
tur für den Betrieb, Unterhalt und Ausbau der Bahninfrastruktur bereits wieder Korrekturen
(Kürzung Bundesbeitrag, Verzicht Verschuldungsverbot) vorgenommen werden. Die vorge-
sehene Kürzung seitens Bund ist deshalb nicht hinnehmbar. Wir lehnen zudem auch die
zeitlich befristete Aussetzung des Verschuldungsverbots gemäss BIF-Gesetz ab.

2.8.2. lndexierung kantonale Einlage in BIF

Antrag: Wir beantragen auf die Massnahme zu verzichten.

Begründung; Während der Bund sich über eine Kürzung der LSVA-Einlage in den BIF ent-
lastet, sieht er mittels der lndexierung des Kantonsbeitrags eine Mehrbelastung der Kantone
vor. Ungeachtet der von der KöV signalisierten Zustimmung erachten wir dieses asymmetri-
sche Vorgehen als den Bestrebungen zuwiderlaufend, Verbundfinanzierungen abzubauen
statt zu perpetuieren.

2.9" lndividuellePrämienverbilligung(Zíft.2.21)

Antrag: Wir beantragen auf die Massnahme zu verzichten"

Begründung.' Es geht nicht an, dass der Bund sich im Vorgriff auf allfällige Entlastungen der
Kantone, die sich aus der EL-Reform ergeben könnten, durch eine Reduktion seines Bei-
tragssatzes entlastet. Ebenso wenig geht es an, dass der Bund als Trittbrettfâhrer an Spar-
massnahmen der Kantone im Bereich der Prämienverbilligungen partizipiert, welche diese
gegen grosse politische Widerstände durchsetzen. Schliesslich ist ein Auseinanderlaufen der
Anteile von Bund und Kantonen gerechtfertigt: der Bund bleibt auf diese Weise als Regulator
des Krankenkassenversicherungsbereichs und Genehmigungsinstanz der Krankenkassen-
prämien finanziell an der Kostenentwicklung im Gesundheitswesen angemessen beteiligt
und so in die Verantwortung eingebunden.

2.10. Verzinsung der Rückstellung der Famílienzulagen Landwirtschaft (Ziff. 2.23)

Antrag: Wir sind mit der Massnahme grundsätzlich einverstanden.

Begründung.' Die Anpassung der Verzinsung der Rückstellung an die Marktverhältnisse ist
an sich gerechtfertigt. Es ist jedoch zu vermeiden, dass die Begünstigten infolge höherer
Beiträge der kantonalen Steuerzahlenden von deren Auswirkungen verschont bleiben und
gegenüber anderen Wirtschaftssubjekten privilegiert werden, welche ebenfalls infolge des
Tiefzinsumfelds Leistungs- und Einnahmeneinbussen hinnehmen müssen. Der Bund hat die
Zinsreduktion mit einer Revision des FLG auf die Begünstigten zu üben¡rälzen.

2.11. Aufhebung RÍsikoaktivitätengesetz (Ziff' 2.24)

Antrag: Wir sind mit der Massnahme einverstanden.

Begründung.'Der Kanton Glarus hat sich schon im Rahmen der Behandlung der parlamen-

tarischen lnitiative, die dieses Gesetz initiiert hat, kritisch über die Frage der Notwendigkeit
einer entsprechenden Regulierung geäussert. Deshalb ist dieser Schritt ausdrücklich zu be-
fünvorten.

Genehmigen Sie, hochgeachteter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.

4



Freundliche Grüsse

Fur Regierungsrat

Rolf Widmer
Landesstatthalter

E-Mail an (PDF- und Word-Version): martin.walker@efv.admin.ch

versandt am: 0 2, Mänz 2CI16

Hansjörg Dürst
Ratsschreiber
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Vernehmlassung zum Stabilisierungsprogramm 2017-2019 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit Schreiben vom 25. November 2015 geben Sie uns Gelegenheit, bis am 18. März 

2016 zum Stabilisierungsprogramm 2017-2019 Stellung zu nehmen. Für diese Mög-

lichkeit danken wir Ihnen bestens.  

 

Die Kantone haben am 11. März 2016 anlässlich der Plenarversammlung der Konfe-

renz der Kantonsregierungen (KdK) eine konsolidierte Stellungnahme zum Stabilisie-

rungsprogramm 2017-2019 verabschiedet. Die Bündner Regierung unterstützt diese 

Stellungnahme ohne Vorbehalte. Wir bitten Sie, sämtliche darin aufgeführten Hinwei-

se und Einwände bei der Auswertung der Vernehmlassungsergebnisse und bei der 

weiteren Bearbeitung der Vorlage zu berücksichtigen. Wir weisen ergänzend zur 

KdK-Stellungnahme auf vier Massnahmen hin, die nach unserer Beurteilung eben-

falls kritisch zu hinterfragen sind.  
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Grundsätzliche Beurteilung 

Es steht ausser Diskussion, dass der Bundeshaushalt die Vorgaben der Schulden-

bremse einzuhalten hat. Strukturelle Bundesdefizite sind weder zulässig noch länger-

fristig tragbar. Massnahmen zur Verhinderung derartiger Defizite sind daher uner-

lässlich. Schliesslich ist auch für die Kantone ein ausgeglichener Bundeshaushalt 

von zentraler Bedeutung. 

 

Ein Entlastungsprogramm erscheint unvermeidlich, um den Bundeshaushalt im Lot 

zu halten. Auch der Kanton Graubünden ist bereit, das vorgelegte Programm  

2017-2019 in weiten Teilen mitzutragen. Wie in der Stellungnahme der KdK vom 

11. März 2016 festgehalten, drängen sich aber gezielte Anpassungen auf. Das Paket 

ist nicht in allen Bereichen ausgewogen. Inakzeptabel sind insbesondere Massnah-

men, welche zu einer Lastenabwälzung auf die Kantone führen. Gegenüber dem 

vorgelegten Stabilisierungsprogramm 2017-2019 sind daher gewichtige Vorbehalte 

anzubringen. Nach Vorliegen des Rechnungsergebnisses 2015 des Bundes stellt 

sich zudem die Frage nach dem erforderlichen Entlastungsvolumen. Die Rechnung 

2015 schliesst etwa 2 Milliarden Franken besser ab als budgetiert. Der Bundeshaus-

halt hat im 2015 rund 2,8 Milliarden Franken mehr eingenommen als ausgegeben. 

Aufgrund dieses über Erwarten guten Abschlusses muss der Bedarf an Sparmass-

nahmen nochmals vertieft geprüft werden.  

 

Die grundsätzlichen Hauptmängel des Stabilisierungsprogramms ortet die Bündner 

Regierung - in Übereinstimmung mit der KdK - in den beiden folgenden Punkten: 

 Verschiedene Massnahmen führen zu direkten Lastenabwälzungen auf die Kanto-

ne. Dazu zählen insbesondere die Massnahmen in den Bereichen Ergänzungs-

leistungen zur AHV und zur IV, Bahninfrastrukturfonds, Verbilligung der Kranken-

kassenprämien sowie Migration und Integration; 

 Einzelne Massnahmen lassen sich im Hinblick auf die Folgen für die Kantone auf 

der Grundlage der Ausführungen im erläuternden Bericht nicht beurteilen. Dazu 

gehören insbesondere die Massnahmen im Bereich Bildung, Forschung und Inno-

vation. 

 

Finanziell am stärksten belastet würde der Kanton Graubünden dabei mit der vorge-

sehenen Erhöhung der Kantonsbeiträge an den Bahninfrastrukturfonds.  
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Beurteilung der einzelnen Massnahmen 

Zu vier Massnahmenvorschlägen haben wir nachstehend noch besondere Hinweise. 

 

Zu Kapitel 2.5 betreffend Massnahmen im Transferbereich des EDI, namentlich 

Finanzhilfen an mehrsprachige Kantone 

Die vorgesehenen Kürzungen im Bereich Sprachenförderung betreffen die Finanzhil-

fen an die mehrsprachigen Kantone. Diese Position wurde mit der Inkraftsetzung des 

Sprachengesetzes des Bundes eingeführt (2010) und ermöglichte in den letzten Jah-

ren die Realisierung wertvoller Projekte im Bereich der kantonalen Amts- und Schul-

sprachen. Konkret werden die Mittel im Kanton Graubünden aktuell wie folgt verwen-

det:  

– Terminologiearbeiten Rätoromanisch (Standeskanzlei);  

– Sprachkurse Italienisch und Rätoromanisch für die kantonale Verwaltung (Perso-

nalamt);  

– Bundesanteil an Projektarbeiten der Fachstelle für Sprachenfragen  

(Amt für Kultur); 

– Betreuung von Projekten und Lehrmittelbeschaffung in den Bereichen Minderhei-

tensprachen und zweisprachige Schulen (Amt für Volksschule und Sport); 

– Italienisch für ausserkantonal beschulte Berufsmaturitäts-Lernende; 

– Berufsbilder Rätoromanisch (Amt für Berufsbildung); 

– Lehrmittel zweisprachige Maturität (Amt für Höhere Bildung).  

Die Kürzung des entsprechenden Beitrages um 33 Prozent hätte zur Folge, dass 

verschiedene dieser Projekte reduziert oder ganz eingestellt werden müssten. Vor 

diesem Hintergrund ersucht die Regierung des Kantons Graubünden, von einer ent-

sprechenden Kürzung der Finanzhilfen an mehrsprachige Kantone abzusehen.  

 

Zu Kapitel 2.9 betreffend nationale Sportanlagen  

Gemäss den Erläuterungen auf Seite 41 ist eine Kürzung der Bundesmittel an den 

Bau von Sportanlagen von nationaler Bedeutung vorgesehen. Die Unterstützung des 

Sportanlagenbaus bildet eine zentrale sportförderliche Aufgabe der öffentlichen 

Hand. Die Auswirkungen einer Kürzung des Gesamtkredits für nationale Sportanla-

gen (NASAK) auf den Kanton Graubünden kann nicht genau beziffert werden. Sie 
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sind abhängig vom Realisierungsstand der entsprechenden Projekte (zum Beispiel 

Biathlon Arena Lenzerheide, Saalsporthalle Landquart, Halle Sportgymnasium Da-

vos). Eine Reduktion der NASAK-Kredite dürfte zu zusätzlichen Unterstützungsbe-

gehren an den Kanton führen. Wir bitten Sie, auf eine Kürzung der NASAK-Kredite 

für die Jahre 2017–2019 zu verzichten.  

 

Zu Kapitel 2.13 betreffend Einlage in den Infrastrukturfonds 

Gemäss den Ausführungen im erläuternden Bericht auf Seite 50 wird der Bundesrat 

sicherstellen, dass die 2016 und 2017 nicht erfolgten Einlagen in den Infrastruk-

turfonds vollumfänglich dem Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds 

(NAF) gutgeschrieben werden. Währenddem aus dem heutigen Infrastrukturfonds 

auch Beiträge an die Substanzerhaltung der Hauptstrassen in Berggebieten und 

Randregionen finanziert werden, wird künftig der NAF lediglich dazu dienen, die Na-

tionalstrassenaufgaben und die Bundesbeiträge für die Agglomerationsprogramme 

zu finanzieren. Die zeitlich aufgeschobenen Einlagen sollten entsprechend nicht aus-

schliesslich dem NAF, sondern anteilsmässig auch der künftigen Spezialfinanzierung 

Strassenverkehr - welche die Beiträge an die Hauptstrassen in Berggebieten und 

Randregionen in Zukunft finanziert - zugeteilt werden. 

 

Zu Kapitel 2.24 betreffend Risikoaktivitätengesetz 

Gemäss den Ausführungen im erläuternden Bericht ab Seite 50ff. soll das Risikoakti-

vitätengesetz des Bundes vom 17. Dezember 2010 ersatzlos aufgehoben werden. 

Damit entfällt die Bewilligungspflicht der diesem Gesetz unterstellten Outdooraktivitä-

ten (Canyoning, Rafting, Bungee-Jumping). Erwartet werden dadurch administrative 

Entlastungen für Bund und Kantone. Der Bund rechnet in der Folge mit jährlichen 

Einsparungen von 150 000 Franken. Wir erachten es nicht als sinnvoll, dass die Auf-

hebung dieses Gesetzes im Rahmen eines Sparprogramms erfolgt, zumal die Ein-

sparung auf Bundesebene eher gering ist. Mit einer Aufhebung können die aus unse-

rer Sicht notwendigen Diskussionen über die Inhalte und die Beibehaltung bzw. eine 

Revision des Gesetzes nicht geführt werden. Eine Diskussion über die Wirkung die-

ses Gesetzes sowie der bisherigen Umsetzungserfahrungen wäre hingegen dringend 

nötig.  
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Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit zur Stellungnahme und ersuchen Sie, 

unsere Anliegen in der weiteren Bearbeitung der Vorlage zu berücksichtigen. 

 

  

 Namens der Regierung 
 Der Präsident:  Der Kanzleidirektor: 

  

       Dr. Chr. Rathgeb Dr. C. Riesen 

 

 









KANTON
LUZERN

Finanzdepartement
Bahnhofstrasse 19
6002 Luzern
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Eidgenössisches Finanzdepartement
Bundesgasse 3
3003 Bern

per E-Mail an (Word- und PDF-Version):
martin.walker@efv.admin.ch

Protokoll-Nr.: 282

Stabilisierungsprogramm 2017-2019

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. November 2015 haben Sie die Kantonsregierungen zur Vemehmlas-
sung zu eingangs erwähnter Vorlage eingeladen.

Im Namen und Auftrag des Regierungsrats teile ich Ihnen mit, dass sich der Kanton Luzern
der gemeinsamen Vernehmlassung der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) vom
11. März 2016 anschliesst (vgl. Beilage).

Ich danke Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und ersuche Sie, die Anträge der
Kantone zu berücksichtigen

Freundlifihe Grüsse

Marcel Soll
Regierungsrat |

rzmann

Beilage:
Vernehmlassung der KdK zum Stabilisierungsprogramm 201 7-2019 vom 11. März 2016

2301.830 / VM-FD-Stabilisierungsprogramm 2017-201 9; Vernehmlassung KdK





























































Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 

Thurgau\ 
Staatskanzlei, Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 

Eidgenössisches 
Finanzdepartement 
Herr Ueli Maurer 
Bundesrat 
3003 Bern 

Frauenfeld, 8. März 2016 

Stabilisierungsprogramm 2017-2019 

Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Wir danken Ihnen für die Einladung zur Vernehmlassung in obiger Sache, wovon wir 
gerne Gebrauch machen. 

Grundsätzliche Bemerkungen 

Wir verweisen vorab auf die Ausführungen in der Vernehmlassung der KdK, der wir uns 
grundsätzlich anschliessen. 

Richtigerweise setzt das Stabilisierungsprogramm 2017-2019 auf der Ausgabenseite 
des Bundeshaushalts an. Steuererhöhungen sind einerseits zum Erhalt der Binnen-
nachfrage und der steuerlichen Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz kontraproduktiv und 
andererseits sind auf die Mehrwertsteuer zahlreiche andere Finanzierungsbegehren wie 
beispielsweise die Reform der Altersvorsorge gerichtet. Die Vernehmlassungsvorlage 
präsentiert die ausgabenseitige Konsolidierung als einzige Option für das Vorgehen. 
Tatsächlich wirken erfahrungsgemäss Konsolidierungsmassnahmen auf der Ausgaben-
seite nachhaltig. Im Rahmen des vorliegenden Stabilisierungsprogramms zeigt sich 
wiederum die föderalismuspolitische Problematik von Verbundfinanzierungen zwischen 
Bund und Kantonen. 

In den letzten Jahren wirkten sich verschiedene Entscheide auf Bundesebene auf die 
finanzpolitische Lage der Kantone aus, so z. B. die Neuordnung der Pflege- und Spital-
finanzierung. Bedenklich ist vor allem auch, dass bereits heute die NFA-Grundsätze 
der Subsidiarität und der fiskalischen Äquivalenz beim Bund zunehmend in Verges-
senheit zu geraten scheinen. Der Bericht des Bundesrates zur Beantwortung des Pos- 

Regierungsgebäude 
8510 Frauenfeld 
T +41 58 345 5310, F +41 58 345 5354 
www.tg.ch  
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tulats Stadler zur Überprüfung der Einhaltung der NFA-Prinzipien (12.3412) gibt hierfür 
einen aufschlussreichen Überblick. Durch die verschiedensten Verbundaufgaben sind 
Bund und Kantone in ihrer Aufgabenerfüllung verflochten. Entscheide der einen Staats-
ebene wirken sich unweigerlich auf andere Staatsebenen aus. 

Es gibt zudem in verschiedenen Bereichen Anschubfinanzierungen für neue Aufga-
ben, die langfristig nicht finanziert sind. Dies erhöht den Druck auf die Kantone, früher 
oder später in die Lücke zu springen, was in der Folge zu einer Lastenabwälzung führt. 
Eine mit den Kantonen ungenügend koordinierte Finanzpolitik trübt das Vertrauen in 
den Bund als verlässlichen Partner, das in der föderalen Zusammenarbeit unbedingt 
notwendig ist. 

Der Vernehmlassungsbericht stellt fest, dass „der Bundesrat Wert darauf gelegt [hat], 
keine Massnahmen zu ergreifen, die zu reinen Lastenabwälzungen auf die Kantone füh-
ren" (S. 13). Es ist allerdings offensichtlich, dass auch Verbundaufgaben durch die Vor-
lage betroffen sind. Die Erfahrung zeigt, dass die Kantone oft an ein vorgegebenes 
Leistungsniveau gebunden sind und sich nicht in gleichem Masse entlasten können wie 
der Bund. Eine Sparmassnahme ist aus Sicht der Kantone denkbar, sofern sich diese 
effektiv in diesem Bereich auch selbst entlasten könnten. Direkte Lastenüberwälzungen, 
welche den Kantonen keinen Handlungsspielraum gewährten, sind jedoch strikte abzu-
lehnen. 

Wie der Bund sind aber auch die kantonalen Haushalte von der Verschlechterung des 
wirtschaftlichen Umfelds betroffen. Viele Kantone haben ebenfalls einschränkende 
Haushaltsregeln, welche einen Konsolidierungspfad vorgeben. Die sehr grosse Mehr-
heit der Kantone ist deshalb damit beschäftigt, eigene Ausgabensenkungsprogramme 
auszuarbeiten oder umzusetzen. Direkte Lastenverschiebungen des Bundes sind in 
diesem Zusammenhang nicht tragbar. Sie schwächen die kantonalen Programme oder 
machen sie gar zunichte. 

Bemerkungen zu den einzelnen Kapiteln des Erläuternden Berichts 

1.5 Im Voranschlag 2016 und im provisorischen Finanzplan 2017-2019 bereits 
umgesetzte Massnahmen 

Der Verpflichtungskredit 2018-2021 für den regionalen Personenverkehr ist gesamthaft 
um Fr. 132 Mio. auf total Fr. 4'102 Mio. zu erhöhen (2018: Fr. 952 Mio., 2019: 
1'000 Mio., 2020: 1'050 Mio., 2021: 1'100 Mio.). 

Gestützt auf die Teuerungskorrektur ab 2018 beim Kredit für den regionalen Personen-
verkehr hat sich der Bundesrat gemäss Schreiben des Bundesamtes für Verkehr vom 
8. Dezember 2015 für einen Verpflichtungskredit zu Gunsten des regionalen Personen- 
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verkehrs 2018-2021 in der Höhe von Fr. 3'970 Mio. ausgesprochen (2018: Fr. 952 Mio., 
2019: Fr. 971 Mio., 2020: Fr. 1'017 Mio., 2021: Fr. 1030 Mio.). 

Der regionale Personenverkehr konnte in den letzten Jahren aufgrund von politisch 
breit abgestützten Entscheiden kontinuierlich und bedarfsgerecht ausgebaut werden. Er 
hat in den Agglomerationen eine bedeutende Funktion zur Abdeckung der Verkehrsbe-
dürfnisse bzw. zur Verlagerung des Verkehrs auf den OV. Er bietet in den ländlichen 
Gebieten, abgestützt auf die raumplanerischen und regionalpolitischen Ziele, ein 
Grundangebot an Mobilität, das die Abwanderung verhindert und den Tourismus för-
dert. Im Interesse der Volkswirtschaft, der Standortattraktivität, des Umweltschutzes 
und insbesondere zur Entlastung der Strasse ist das Angebot des regionalen Perso-
nenverkehrs insbesondere in den Agglomerationen und zwischen den Zentren weiter 
auszubauen. Die Finanzierung der dafür notwendigen Bahninfrastrukturausbauten 
konnte mit FABI dauerhaft gesichert werden. Abgestützt auf das ZEB-Gesetz und den 
Ausbauschritt STEP 2025 werden die Trassenkapazitäten auf der Schiene ab 2019 
kontinuierlich erhöht werden können. Parallel dazu müssen nun auch die notwendigen 
finanziellen Mittel für die Angebotsverbesserungen im regionalen Personenverkehr be-
reitgestellt werden, ansonsten die im Bau befindlichen Bahnausbauten als Fehlinvestiti-
onen taxiert werden müssten. 

2.2 Verschiedene Massnahmen im Eigenbereich 

Eidgenössisches Finanzdepartement (Bericht, S. 28) 

Wir beantragen, dass der Bund auf die Schliessung der Zollstellen vorläufig verzichtet 
und zuerst die Auswirkungen der geplanten Massnahmen analysiert (volkswirtschaftlich, 
verkehrlich, ökologisch und sicherheitspolitisch), den Kantonen zur Stellungnahme un-
terbreitet und erst dann allfällige Massnahmen festlegt. 

Hinsichtlich der Zollstellen Romanshorn und Bargen geben wir Folgendes zu beden-
ken: 

Aus volkswirtschaftlichen, verkehrlichen und ökologischen Gründen ist die Abfertigung 
von Handelswaren an der Zollstelle Romanshorn weiterhin und langfristig zu gewähr-
leisten. Die Schliessung der Zollstelle Romanshorn hätte für den Bodenseeraum gravie-
rende negative Folgen. Die Zollstelle Romanshorn kann nicht mit den anderen betroffe-
nen Zollstellen verglichen werden, denn nachgelagert zur Zollstelle und direkt abhängig 
von deren Dienstleistungen verkehrt die Fähre Romanshorn - Friedrichshafen. Die 
Fährverbindung wird gemeinsam durch die deutschen Bodensee-Schiffsbetriebe GmbH 
(BSB) und die Schweizerische Bodensee-Schifffahrtsgesellschaft AG (SBS AG) betrie-
ben. Sie transportierte im letzten Jahr 8'500 Lastwagen, 60'000 Autos, 500 Busse, 
48'000 Fahrräder sowie rund 550'000 Reisende. Diese Leistungen der SBS AG werden 
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durch den Bund und den Kanton Thurgau als regionale Personenverkehrsverbindung 
anerkannt und abgegolten (2015: Fr. 763'000.-4 Die Schliessung der Zollstelle Ro-
manshorn würde sich auf die Fähre-Verbindung äusserst negativ auswirken. Durch den 
Wegfall der Lastwagen gingen der Fähre Verkehrseinnahmen im Umfang von einer Mil-
lion Franken pro Jahr verloren. Wegen diesen Einnahmenausfällen müsste der Stun-
dentakt der Fähre spürbar ausgedünnt werden, was einen Nachfragerückgang auch bei 
den übrigen Fahrzeugarten und den Reisenden zur Folge hätte, was wiederum zu ei-
nem weiteren Fahrplanabbau führte. Im Endeffekt stellte der Bodensee ein veritables 
Verkehrshindernis dar, welches den wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen 
Austausch über den See verunmöglichte. Die Folge wäre eine deutliche Verschlechte-
rung der Standortattraktivität der Agglomeration St. Gallen-Bodensee und der Region 
Oberthurgau. Der Güteraustausch müsste über die bereits überlasteten Zollämter 
Kreuzlingen oder St. Margrethen erfolgen, wodurch der Wirtschaft zusätzliche Kosten in 
Form von höheren Transportkosten entstünden. Schliesslich führten die durch den aus-
gedünnten Fähre-Fahrplan ausgelösten Umwegfahrten der Lastwagen und Personen-
autos um den See zu einer zusätzlichen Belastung der Umwelt. Diese Entwicklung 
stünde den aktuellen Bestrebungen der Bodenseeanrainer diametral entgegen, den 
Fähre-Fahrplan zum Halbstundentakt auszubauen. 

Die Schliessung der Zollstelle Bargen (Nationalstrasse), welche auf deutscher Seite 
die Aufgabe der Zollstelle Neuhaus nach sich ziehen würde, ist insbesondere aus ver-
kehrlichen Gründen nicht akzeptabel. Die Schliessung würde zu einem beträchtlichen 
Ausweichverkehr führen. Dieser könnte von den beiden Ausweich-Grenzübergängen 
Thayngen-Bietingen und Waldshut-Koblenz nicht oder nur teilweise aufgefangen wer-
den, da deren Kapazitätsgrenzen bereits jetzt überschritten sind. Die Folge wäre eine 
weitere Belastung der lokalen Grenzübergänge (insbesondere Grenzübergang Ram-
sen-Rielasingen) mit entsprechenden Verkehrszunahmen in Dörfern bzw. Wohngebie-
ten in der Region Singen-Gottmadingen und in den Kantonen Schaffhausen, Thurgau 
und Zürich. Eine Schliessung der Zollstelle Bargen würde sich auch nachteilig auf die 
Verkehrssicherheit auswirken. 

Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung (Bericht, S. 29) 

Wir lehnen die vorgeschlagenen Kürzungen in den Bereichen Energieforschung 
und Pilot- und Demonstrationsanlagen ab. 

Die Umsetzung der Energiestrategie 2050 bedeutet einen schrittweisen Umbau des 
schweizerischen Energiesystems von wenigen zentralen zu vielen dezentralen Erzeu-
gungseinheiten. Damit verbunden sind Umbauten der Netzinfrastruktur, der Nachfrage-
und Angebotssteuerung und die Schaffung von neuen Speicherlösungen. Die Schweiz 
kann sich dabei nicht einfach auf Bekanntes abstützen. Vieles ist neu und muss erst 



Thurgau\ 

5/11 

noch entwickelt und im Kleinen auf seine Alltagstauglichkeit getestet werden. Deshalb 
kommt der Energieforschung und den Pilot- und Demonstrationsprojekten eine wichtige 
Rolle zu. Die vorgeschlagenen Kürzungen in diesen Bereichen sind mit Blick auf den 
notwendigen Umbau des Energiesystems daher ein falsches Signal. 

2.5 Massnahmen im Transferbereich des EDI 

Ergänzungsleistungen AHV/IV (Bericht, S. 33) 

Der Bundesrat will die Beiträge an die Ergänzungsleistungen zu AHV/IV (EL) neuartig 
berechnen. Wir lehnen diesen Vorschlag ab. 

Der Bund übernimmt grundsätzlich 5/8 der Kosten der EL, d. h. die Kantone tragen 3/8. 
Dieses Prinzip gilt aber nur für die Grundleistungen zu Hause und spiegelt die tatsächli-
che finanzielle Belastung der Kantone nicht. Die Kantone kommen für die Heimkosten 
und die Gesundheitskosten auf. Im Jahr 2014 trug der Bund insgesamt 30 % der ge-
samten EL-Ausgaben und die Kantone mit über Fr. 3.280 Mia. 70 %. 

Die EL-Statistik 2014 (S. 17) zeigt, dass der prozentuale Anteil an der EL-Finanzierung 
durch den Bund von 2008 bis 2014 stetig sinkt und der Anteil der Kantone entspre-
chend ansteigt. 

Das Wachstum bei den Grundleistungen ist tiefer als das Wachstum der Heimkosten. 
Der Bundesanteil wird damit stetig geringer. Der Bund möchte nun den Bemessungs-
zeitpunkt vom Dezember auf den April verschieben, was Minderausgaben von drei 
Promille bzw. rund Fr. 4.2 Mio. entspricht. Entsprechend steigen die Kantonsausgaben. 

Wir lehnen den Vorschlag ab, da er den Grundsatz der Kostenneutralität der NFA ver-
letzt. Der Bund tritt bei der NFA-Verbundaufgabe EL dauernd und immer stärker als 
Regulator auf und bewirkt dadurch immer höhere Kosten für die Kantone. Diese klare 
Tendenz zu immer höheren Kosten für die Kantone kann nicht noch durch eine Ände-
rung der Bemessungsbasis verstärkt werden. 

2.6 Migration und Integration 

Mit Hilfe verzögerter Inbetriebnahme von Bundeszentren Einsparungen in den Betriebs-
kosten der Empfangs- und Verfahrenszentren (EVZ) des Staatssekretariates für Migra-
tion (SEM) zu realisieren, mag bei tieferen Asylgesuchszahlen bzw. auf einen Finanz-
planungszeitraum hin eine sinnvolle Massnahme sein. In jedem Fall muss jedoch ge-
währleistet bleiben, dass das SEM bei hohen Asylgesuchszahlen seine Aufgabe der 
Entgegennahme, Registration und Erstunterbringung von neuen Asylgesuchstellern vor 
der Kantonszuteilung uneingeschränkt wahrnehmen kann und über genügend Plätze 
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hierfür verfügt. Diese Einsparung darf nicht dazu führen, dass ein Standortkanton bzw. 
eine Standortgemeinde eines Bundeszentrums möglicherweise durch Zurverfügungstel-
lung von Voraufnahmezentren oder generell die Kantone durch zu schnelle Verteilung 
von nur „notdürftig" registrierten Asylsuchenden diese Einsparung „ausbaden" müssen. 
Ebenfalls gilt es zu beachten, dass die Asylgesetzrevision als Grundlage für die ab 
2019 geplanten schnelleren Asylverfahren im Rahmen der Neustrukturierung Asylwe-
sen Schweiz zwar noch nicht in Kraft getreten ist, aber die notwendige Anzahl Plätze in 
den Bundeszentren hierfür zwingende Basisgrundlage bildet. 

Einsparungen im Bereich der Integration zu realisieren, kollidiert mit der realen Zuwan-
derungsentwicklung und ist gesellschaftspolitisch problematisch und belastet schluss-
endlich die Sozialen Dienste der Gemeinwesen. Solange in der ausländer- wie asyl-
rechtlichen Einwanderung ein steter Zustrom mit hoher Bleibequote vorliegt, ist es nicht 
opportun und nicht angezeigt, zu Lasten der Integration Einsparungen zu erzielen. 

2.8 Armee 

Wir nehmen zur Kenntnis, dass beim Rüstungsaufwand richtigerweise keine Abstriche 
erfolgen sollen. In Anbetracht der Tatsache, dass für eine wirkungsvolle und moderne 
Armee ein langfristiger Finanzrahmen von mindestens Fr. 5 Mia. pro Jahr zwingend 
notwendig ist, sind indessen die Kürzungen beim Personal und bei den Investitionsaus-
gaben kritisch zu hinterfragen. Wir befürchten, dass sich die Einführung der Weiterent-
wicklung der Armee (WEA) dadurch verzögern oder der Auftrag nicht gemäss WA erfüllt 
werden könnte. 

2.9 Massnahmen im Transferbereich des VBS 

Wir geben zu bedenken, dass die Massnahmen im Transferbereich des VBS mit der 
Gesamtkostenübersicht und den laufenden IKT-Projekten des Bundesamtes für Bevöl-
kerungsschutz abzugleichen sind. Es sollte zwingend eine verbindliche Aufgaben- und 
Prioritätenliste erstellt werden. Wichtige Investitionen wie die Erneuerung des POLY-
COM-Systems oder das sichere Datenverbundnetz Schweiz sind weiter zu verfolgen, 
und die Kostenfolgen für die Kantone transparent zu machen. 

2.10 Bildung, Forschung und Innovation 

Dieser Bereich ist mit einem Anteil von 20.8 % (nach dem Bereich „Beziehungen zum 
Ausland - Internationale Zusammenarbeit" mit 24.2 %) von den vorgeschlagenen Mass-
nahmen am stärksten betroffen. In den Jahren 2017-2019 sollen damit in diesem Be-
reich gegenüber dem Finanzplan Fr. 556.2 Mio. eingespart werden. Es versteht sich 
von selbst, dass Einsparungen in dieser Grössenordnung von über einer halben Milliar-
de Franken massive Auswirkungen haben werden. Zwar ist ein Sparpaket im Rahmen 
der Korrektur der Teuerungsprognose vertretbar. Allerdings ist zu beachten, dass mit 
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dem Sonderprogramm Hochschulmedizin und dem neuen Finanzierungsmodell für die 
Vorbereitungskurse zu den höheren Berufs- und Fachprüfungen bereits neue Aufgaben 
mit wesentlichen Kostenfolgen beschlossen wurden. Diese Bereiche dürfen nicht, wie 
offenbar geplant, auf Kosten der Kantone (Reduktion der Pauschalbeträge an die 
Grundbildung) und anderer Projekte im Hochschulbereich ausgebaut werden. 

Das angekündigte Sparprogramm gefährdet die hohe Qualität der Bildung und For-
schung in der Schweiz und damit einhergehend den wirtschaftlichen Erfolg der 
Schweiz. Mit dem überproportionalen Beitrag von Bildung, Forschung und Innovation an 
das Stabilisierungsprogramm wird aus unserer Sicht am falschen Ort angesetzt. Aus 
kurzfristiger Optik ist es sicher einfacher, Sparmassnahmen im schwach gebundenen 
Bereich der Bildung, Forschung und Innovation umzusetzen, als im stark gebundenen 
Bereich. Aus einer längerfristigen Optik hat diese Strategie aber fatale Folgen. Die vor-
geschlagene Prioritätensetzung bei den Einsparungen erweckt den Eindruck, es werde 
der Weg des geringsten Aufwandes (weniger Gesetzesänderungen) und des geringsten 
Widerstandes beschritten. 

2.11 Landwirtschaft 

Wir lehnen die vorgeschlagenen Kürzungen ab. 

Die vorgeschlagenen Budgetkürzungen treffen die Landwirtschaftsbetriebe in einer sehr 
angespannten Situation. Der anhaltende Zerfall der Produktpreise, der sich in den 
kommenden Jahren noch deutlich zuspitzen kann (z. B. mit dem allfälligen TTIP, dem 
ungewissen weiteren Schicksal des „Schoggigesetzes", der Liberalisierung der Zucker-
ordnung in der EU), und die allgemein steigenden bzw. komplexeren Anforderungen 
machen den Betrieben zu schaffen. Der Druck auf die Landwirtschaft wird laufend er-
höht. Zudem verweisen wir auf die Versprechen des Bundesrates in der Botschaft zur 
Agrarpolitik 2014-2017 und fordern deshalb, dass die vom Bund geforderten ökologi-
schen und gemeinwirtschaftlichen Leistungen vollumfänglich abgegolten werden. 

Besonders die angedachten Kürzungen der Versorgungssicherheitsbeiträge stossen 
auf Unverständnis, da diese ein weiteres Mal die Talbetriebe mit einem hohen Wert-
schöpfungsbeitrag treffen. Daneben sehen wir den Zahlungsrahmen für „Produktion & 
Absatz" (u. a. die Qualitätsstrategie) als weiteren wichtigen Pfeiler für das künftige er-
folgreiche Bestehen der Schweizer Landwirtschaft im Markt. Auch in diesem Bereich ist 
von Budgetkürzungen abzusehen. 

Sollten trotz der Versprechen des Bundesrates in der Botschaft zur Agrarpolitik 2014-
2017 Kürzungen aufgrund des Stabilisierungspakets respektive der Schuldenbremse 
notwendig sein, sind diese bei den Landschaftsqualitätsbeiträgen (Plafonierung auf dem 
Niveau von 2016) vorzunehmen. Eine weitere familienbetriebsfreundliche Massnahme 
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ist die Wiedereinführung von Obergrenzen (flächenbezogen und tierwohlprogrammbe-
zogen). 

2.14 Umwelt 

Hochwasserschutz und Revitalisierung  

Die Abgeltungen an die Kantone im Kredit Hochwasserschutz sollen jährlich um rund 18 
bis 24 Mio., diejenigen im Kredit Revitalisierung um jährlich rund 2 Mb. reduziert wer-
den. Die Botschaft hält dazu fest, dass einerseits die Höhe der Bundesbeiträge an Pro-
grammvereinbarungen nicht reduziert werde, andererseits die Kantone dadurch ihre 
Projekte auch etwas zurückstellen können und somit ebenfalls entlastet würden. Ob 
diese Aussage für alle Kantone zutrifft und ob die Bundesbeiträge für die anstehenden 
Projekte in den einzelnen Kantonen dadurch noch genügend hoch dotiert sind, konnte 
aufgrund der Unterlagen nicht beurteilt werden. Dieser Punkt ist noch einmal zu prüfen. 
Es muss sichergestellt sein, dass für alle geplanten bzw. in der Abklärung befindlichen 
Projekte auch in der Periode 2017-2019 ausreichend Bundesmittel zur Verfügung ste-
hen werden. 

2.15 Weitere Massnahmen im Transferbereich des UVEK 

Wir lehnen die vorgeschlagenen Kürzungen in den Bereichen Energieforschung und Pi-
lot- und Demonstrationsanlagen ab und verweisen zur Begründung auf unsere Ausfüh-
rungen unter Ziffer 2.2. 

2.16 Bahninfrastruktur 

Einlage Bahninfrastrukturfonds 

Die Bundeseinlagen in den Bahninfrastrukturfonds (BIF) dürfen nicht gekürzt werden. 
Die vorgeschlagene Änderung des Bahninfrastrukturfondsgesetzes (BIFG) lehnen wir 
ab. Sollten die Bundeseinlagen wider Erwarten dennoch Abstriche erfahren, müssten 
diese zwingend und in vollem Umfang kompensiert werden. Dies kann beispielsweise 
durch eine Anpassung der LSVA-Tarife geschehen, wie sie vom Bundesrat für Anfang 
2017 angekündigt wurde. 

Das Verschuldungsverbot ist, wie vom Bundesrat vorgeschlagen, durch eine entspre-
chende Änderung des BIFG befristet bis 2020 auszusetzen. 

Die Indexierung des Beitrags der Kantone in den BIF (vorgeschlagene Änderung von 
Art. 57 EBG) kann nur unter der Voraussetzung eingeführt werden, dass die Bundesein-
lagen in den BIF nicht gekürzt werden. Die Indexierung ist lediglich auf die Teuerung mit 
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Preisstand 2016 abzustützen und erst per 2020 einzuführen. Eine Indexierung auf die 
BIP-Entwicklung lehnen wir ab. 

Es widerspricht der Zielsetzung des BIF und auch dem klaren Abstimmungsresultat, 
wenn die Bundeseinlagen bereits ein Jahr nach Inkraftsetzung des BIF gekürzt werden. 
Der Ausbau der Bahninfrastruktur ist dringend notwendig, um die in Bundesbeschlüs-
sen und -gesetzen definierten Verbesserungen im Bahnangebot und Kapazitätserweite-
rungen zu realisieren. Die stetig steigende Nachfrage lässt einen Aufschub der Ausbau-
ten nicht zu. 

Die KöV hat einer Indexierung der Kantonsbeiträge in den BIF im Grundsatz bereits frü-
her zugestimmt, allerdings stets unter der Annahme jährlich steigender Bundeseinla-
gen. Sollten die Bundeseinlagen in den BIF mit dem vorliegenden Stabilisierungspro-
gramm tatsächlich reduziert werden, ist von der Indexierung der Kantonsbeiträge abzu-
sehen. Eine allfällige Indexierung der Kantonsbeiträge kann mit Rücksicht auf die kan-
tonalen Budget- und Finanzplanprozesse erst auf 2020 eingeführt werden. Dabei kann 
lediglich die Teuerung berücksichtigt werden und zwar ab 2016, dem ersten Jahr der 
Kantonseinlagen in den BIF. Die Berücksichtigung auch der BIP-Entwicklung bei der 
Berechnung der Kantonsbeiträge, wie vom Bundesrat vorgeschlagen, ist für die Kanto-
ne nicht finanzierbar. Sie führte - kaum eingeführt - zu einer Erhöhung der Kantonsbei-
träge um 13 %, was die Akzeptanz der neuen Bahninfrastrukturfinanzierung arg schwa-
chen würde. Der Kantonsbeitrag von Fr. 500 Mio. in den BIF ist Bestandteil eines fein 
austarierten Finanzierungssystems für die Bahninfrastruktur und kann - kaum ist er von 
Volk und Standen beschlossen - nicht derart massiv erhöht werden. 

Hinsichtlich des von uns geforderten Ausbaus des Regionalverkehrs verweisen wir 
auf die Ausführungen unter Ziffer 1.5. 

2.17 Aufsicht öffentlicher Verkehr 

Art. 67 PBG ist wie folgt zu präzisieren: 

„Die Geltungsdauer von Konzessionen für Seilbahnen, die vor der Änderung vom ... er-
teilt worden sind, wird um 15 Jahre verlängert." 

Die Verlängerung der Konzessionen um 15 Jahre muss sich auf Seilbahnen beschrän-
ken und kann nicht auf Bus- und Bahnkonzessionen angewandt werden. 

2.18 Erschütterungsschutz im Bahnbereich 
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Im erläuternden Bericht wird dargelegt, dass mit der Anpassung verhindert werden soll, 
dass im Bahnbereich hohe Kosten für Massnahmen gegen Erschütterungen anfallen 
könnten. Der Bund lässt bei seinen Überlegungen jedoch ausser Acht, dass Art. 17 
Abs. 2 USG nicht nur für Bahninfrastrukturen, sondern auch für andere, z. B. Industrie-
anlagen, gilt. Mit der geplanten Anpassung würde somit auch die gesetzliche Grundlage 
für notwendige Sanierungsmassnahmen ausserhalb des Bahnbereichs entfallen. 

Aus diesem Grund ist auf die geplante Anpassung von Art. 17 Abs. 2 USG zu verzich-
ten. 

2.19 Finanzierung der Aufsichtsaufgaben in der AHV durch den AHV-Fonds 

In diesem Bereich möchte der Bundesrat die Kosten für die Aufsicht der AHV künftig 
dem AHV-Fonds belasten. Dieser Vorschlag ist abzulehnen: 

Wir haben zwar Verständnis dafür, dass die Verwaltungskosten im Sozialversiche-
rungsbereich das Bundesbudget weniger belasten sollen. Dafür würde es aber genü-
gen, wenn sich das BSV auf die reine Aufsicht beschränkte. Die operativen Funktionen, 
die das BSV heute wahrnimmt (z. B. Regresswesen, Tarife, Statistik etc.), könnten ohne 
weiteres beispielsweise an die Zentrale Ausgleichstelle der AHV delegiert werden. 
Dementsprechend schlagen wir zur Kostenentlastung des Bundes bei der AHV vor, 
dass das BSV als Aufsichtsbehörde sachlich, personell und finanziell von heutigen 
Durchführungsaufgaben, die heute schätzungsweise mehrere dutzend Millionen Fran-
ken betragen, entlastet wird. 

2.21 Individuelle Prämienverbilligung 

Der Bundesrat schlägt eine Senkung des Beitrags an die Kantone zur Ausrichtung der 
IPV vor. Wir lehnen den Vorschlag integral ab. 

Mit dem Start der Mehrwertsteuer (1995) und später mit dem Inkrafttreten des KVG 
(1996) wurde die IPV eingeführt. Der Bund verpflichtete die Kantone, eine grosse sozi-
alpolitische und finanzpolitische Aufgabe zu übernehmen. Auch die NFA (2008) bekräf-
tigte die Idee der Verbundaufgabe IPV. 

Die finanzielle und administrative Belastung der Kantone mit Aufgaben im KVG-Bereich 
hat seither stark zugenommen. Als Stichworte seien die Neuordnung der Pflegefinan-
zierung, die neue Spitalfinanzierung und mehrmals feinere Differenzierungen bei der 
IPV (Mindestgarantie für Kinder und junge Erwachsene sowie Sonderlösungen für EL-
Beziehende) erwähnt. Die Kantone haben seit 1996 mehr und mehr Verantwortung im 
KVG-Bereich übernehmen müssen. Die damit verbundenen finanziellen Belastungen 
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sind hoch. Allein im Bereich der Neuordnung der Pflegefinanzierung sind es für die Kan-
tone und Gemeinden weit über eine Milliarde Franken pro Jahr. 

Im Kernbereich der Kostenentwicklung des KVG bestimmt der Bund die Pflichtleistun-
gen und er hat die Aufsicht inklusive der Prämiengenehmigung. Mit anderen Worten tritt 
der Bund immer starker als Kostentreiber und Regulator im Bereich der Krankenversi-
cherung auf. Dass er sich jetzt aus der Finanzierung der IPV zurückziehen will, geht 
nicht an. Deshalb ist der Vorschlag, den Bundesbeitrag an die IPV zu kürzen, entschie-
den abzulehnen. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und unserer Antra-
ge. 

Mit freundlichen Grüssen 

Der Präsident des Regierungsrates 

Der Sta schreiber 

Viihtt‘ 
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Consultation sur le programme de stabilisation 2017 -2019 
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral, 

Le Conseil d’Etat du Canton de Vaud a bien reçu votre courrier du 25 novembre 2015 et 
le dossier qui l’accompagnait.  

Ce projet important a été étudié par la Conférence des gouvernements cantonaux, qui 
s’est appuyée sur les conférences des directeurs concernées par les mesures 
d’économie proposées. Le Gouvernement vaudois s’en remet aux positions présentées 
et défendues par la CdC, aussi bien sur les principes généraux que sur les mesures 
particulières.  

En complément de la prise de position de la CdC, le Conseil d’Etat formule ci-après 
quelques remarques sur plusieurs mesures proposées, remarques qui ne contredisent 
pas celles de la CdC. Il exprime le souhait qu’il en soit tenu compte de manière 
appropriée.  

Le Conseil d’Etat souhaite enfin mettre l’accent sur les incertitudes liées à des projets 
fédéraux en cours (FRI) et sur les délais impartis qui n’ont pas toujours permis de 
documenter de manière suffisante toutes les mesures annoncées. Il se réserve dès lors 
expressément la faculté d’interpeller ultérieurement le Conseil fédéral sur toute mesure 
susceptible de porter préjudice au Canton de Vaud. 

En vous remerciant de l'attention que vous porterez à la présente, nous vous prions de 
croire, Monsieur le Conseiller fédéral, à l’assurance de notre haute considération. 
 

AU NOM DU CONSEIL D’ETAT 

LE PRESIDENT 

 
 

LE CHANCELIER 

 

Pierre-Yves Maillard  Vincent Grandjean 
Annexe 
• document « Remarques complémentaires à la position de la CdC »  
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Regierungsrat

Kanton Zug

Reaierunasrat, Postfach 156. 6301 Zua

A-Post

Eidg. Finanzdepartement EFD
Herr Bundesrat Ueli Maurer

Bundesgasse 3
3003 Bern

Zug, 23. Februar 2016 hs

Stabilisierungsprogramm 2017-2019: Stellungnahme des Kantons Zug

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. November 2015 haben Sie uns eingeladen, bis am 18. März 2016 zum

Stabilisierungsprogramm 2017-2019 Stellung zu nehmen. Dafür danken wir Ihnen. Der Regie-

rungsrat des Kantons Zug begrüsst die Vorlage grundsätzlich und unterstützt das Anliegen des

Bundesrates, das strukturelle Defizit des Bundes zu reduzieren. Insgesamt führt das vorgese-

hene Stabilisierungsprogramm des Bundes aber zu einer erheblichen Lastenverschiebung vom

Bund an die Kantone. Die Ausführungen im Bericht, wonach die Kantone durch das Stabilisie-

rungsprogramm nicht übermässig belastet werden (Seite 3, Absatz 2), treffen nicht zu. Bereits

aus diesem Grund soll das Stabilisierungsprogramm zumindest punktuell reduziert werden.

Deshalb stellen wir folgende

Anträge:

1. Massnahme 2.2: Auf Sparmassnahmen des EJPD, die Verbundaufgaben betreffen, sei zu

verzichten.

2. Massnahme 2.2: Die Ausbildungskurse beim Bundesamt für Bevölkerungsschutz BABS

seien beizubehalten.

3. Massnahme 2.5: Der Bundesanteil an den jährlichen Ergänzungsleistungen (EL) zur AHV
und IV sei weiterhin anhand der im Dezember des Vorjahres anfallenden Kosten zu er-

mitteln.

4. Massnahme 2.6: Auf die verzögerte Inbetriebnahme neuer Bundeszentren sei zu verzich-

ten.

5. Massnahme 2.6: Auf die Kürzung der Beiträge an die kantonalen Integrationsprogramme

im Ausländerbereich sei zu verzichten.

6. Massnahme 2.6: Der Zuschlag auf die Integrationspauschale für vorläufig Aufgenomme-

ne und Flüchtlinge sei weiterhin auszurichten.

Regierungsgebäude, Seestr. 2, 6300 Zug

Telefon 041 728 33 11, Fax 041 728 37 01
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7. Massnahme 2.7: Auf die Kürzung der Baubeiträge für Administrativhaftptätze sei zu ver-

ziehten.

8. Massnahme 2.8: Die Kantone seien unverzüglich darüber zu informieren, wenn die Spar-

vorhaben betreffend die Armee die Leistungsaufträge der Kantone betreffen.

9. Massnahme 2.9: Bei der Regionalisierung der Zivitschutzanlagen sei auf Massnahmen zu

verzichten, die bei den Kantonen zusätzliche Investitionen auslösen.

10. Massnahme 2.16: Auf die Kürzung der LSVA-Einlage in den BIF und die Indexierung der

Kantonseinlage sei zu verzichten.

11. Massnahme 2. 19: Der Vorschlag zur Finanzierung der Aufsichtsaufgaben durch den

AHV-Fonds sei abzulehnen.

12. Massnahme 2.21: Auf die Senkung des Bundesbeitrages an die Prämienverbilligung

(IPV) von 7,5 Prozent auf 7,3 Prozent sei zu verzichten.

Begründung:

Zu Antrag 1

Der Bundesrat plant Einsparungen beim EJPD. Unter anderem soll die Koordinationstätigkeit

mit den Strafverfolgungsbehörden im In- und Ausland in den Bereichen Falschgeld, Betäu-

bungsmittel und Pädokriminalität/Pornografie reduziert und auf einige Schwerpunktthemen

konzentriert werden. Die Bekämpfung des Betäubungsmittelhandels, der Pädokriminalität und

der verbotenen Pornografie ist eine Verbundaufgabe von Bund und Kantonen, die zu zwei Drit-

teln von den Kantonen finanziert wird. Die Kantone wären von Kürzungen oder Priorisierungen

in den genannten Deliktsbereichen mitbetroffen, weshalb davon abzusehen ist. Gleiches gilt für

die geplanten Einsparungen beim Informationsaustausch (Visainformationssystem, Schengen

Informationsaustausch, Nachforschungen nach vermissten Personen), wogegen wir uns eben-

falls aussprechen.

Zu Antrag 2

Beim Bundesamt für Bevölkerungsschutz (BABS) soll ein Leistungsabbau unter anderem durch

den Verzicht auf Ausbildungskurse erreicht werden. Darauf ist zu verzichten, da das BABS hier

in der Verantwortung der Kantone steht. Insbesondere die Verschiebung der höheren Fach-

ausbildung für Zivilschutzinstruktorinnen und -instruktoren auf spätere Jahre hätte negative

Auswirkungen auf die Ausbildungsplanung der Kantone.

Zu Antrag 3

Die Vorlage sieht eine Senkung der Subventionen des EDI an die Ergänzungsleistungen (EL)

zur AHV und IV vor. Die Basis der Kostenschätzung soll vom Dezember des Vorjahres auf den

April des laufenden Jahres verschoben werden. Der prozentuale Anteil an der EL-Finanzierung

durch den Bund sinkt stetig, während der Anteil der Kantone entsprechend ansteigt. Das

Wachstum bei den Grundleistungen ist tiefer als das Wachstum der Heimkosten. Der Bundes-

anteil wird damit stetig geringer. Die geplante Verschiebung des Bemessungszeitpunkts von

Dezember auf April ergibt dem Bund Minderausgaben von drei Promille bzw. rund 4,2 Millionen

Franken. Entsprechend steigen dann die Kantonsausgaben. Der Vorschlag verletzt ausserdem
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den Grundsatz der Kostenneutralität der NFA. Der Bund tritt bei der NFA-Verbundaufgabe EL

dauernd und immer stärker als Regulator auf und bewirkt dadurch immer höhere Kosten für die

Kantone. Diese klare Tendenz zu immer höheren Kosten für die Kantone kann nicht noch durch

eine Änderung der Bemessungsbasis verstärkt werden. Da wir uns klar gegen eine weitere Ent-

lastung des Bundes auf Kosten der Kantone aussprechen, beantragen wir, dass der Bund auf

die Verschiebung des Bemessungszeitpunkts verzichtet.

Zu Antrag 4

Eine geplante Massnahme im Rahmen der «Migration und Integration» ist die verzögerte Inbe-

triebnahme neuer Bundeszentren. Deren Umsetzung führt dazu, dass ab 2017 schätzungswei-

se 100 bis 500 Betten weniger für Asylsuchende in Bundezentren zur Verfügung stehen wer-

den, als bis anhin vorgesehen war. Die Massnahme ist im jetzigen Zeitpunkt unverantwortlich.

Die anhaltend hohe und künftig voraussichtlich noch steigende Anzahl Flüchtlinge spricht klar

gegen die Verzögerung des Ausbaus der Bundesstrukturen. Fehlt es dem Bund an Unterkünf-

ten, müssen Asylsuchende mit offensichtlich unbegründeten Gesuchen während des Asylver-

fahrens in den Kantonen untergebracht werden, was entsprechende Folgekosten bewirkt. Eine

derartige Lastenverschiebung vom Bund zu den Kantonen lehnen wir ab.

Zu Antrag 5

Die Vorlage sieht eine Kürzung der Beiträge an die kantonalen Integrationsprogramme im Aus-

länderbereich vor. Da der Bund davon ausgeht, dass nicht mehr alle Kantone die gesamten

Bundesbeiträge beanspruchen werden, sollen im Jahr 2017 0,5 Millionen Franken eingespart

werden. Ab 2018 ist gar eine jährlich Kürzung von zehn Prozent der Bundesbeiträge vorgese-

hen, womit dem Kanton Zug jährlich schätzungsweise 60 000 Franken weniger zukommen

werden. Die Gemeinden werden anteilsmässig ebenfalls davon betroffen sein. Wir lehnen diese

Massnahme ab, da für die Schweiz mit einem der höchsten Ausländeranteile in Europa eine er-

folgreiche Integrationspolitik von zentraler Bedeutung ist. Der Bund hat seine finanzielle Ver-

antwortung im Integrationsbereich wahrzunehmen und durch Beitragskürzungen nicht noch

weiter zu schwächen.

Zu Antrag 6

Der Bund plant die einmalige tntegrationspauschale von derzeit rund 6100 Franken pro vorläu-

fig aufgenommene Person, anerkannten Flüchtling und schutzbedürftige Person um den bisher

gewährten 10-prozentigen Zuschlag zu kürzen. Damit sollen ab 2018 jährlich ca. 7,8 Millionen

Franken eingespart werden. Wir lehnen diese Kürzung ab. Die Pauschale deckt nur einen

Bruchteil der Kosten zur sprachlichen und beruflichen Integration ab. Erschwerend hinzu-

kommt, dass viele dieser Personen kriegstraumatisiert sowie beruflich schlecht qualifiziert und

daher vielfach langzeitafchängig von staatlicher Unterstützung sind. Im Weiteren können viele

dieser Personen aus gesundheitlichen Gründen nicht in den Arbeitsmarkt integriert werden. Die

Konferenz der Zentralschweizer Sozialdirektorinnen und -direktoren hat im November 2015 der

Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektorenkonferenz diesbezüglich

zwei Anträge gestellt, welche von der Zuger Regierung vorbehaltlos unterstützt werden: Die In-

tegrationspauschale des Bundes an die Kantone ist auf 20 000 Franken zu erhöhen. Zudem ist
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für unbegleitete minderjährige Asylsuchende eine separate Pauschale einzuführen, welche

deutlich über den Pauschalen des Asylgesetzes liegen soll.

Zu Antrag 7

Die Vorlage sieht eine Kürzung der Baubeiträge an die Einrichtungen für den Vollzug der Ad-

ministrativhaft (Vorbereitungs-, Ausschaffungs- und Durchsetzungshaft) vor. Der Bedarf an zu-

sätzlichen Anstalten für die Administrativhaft in den einzelnen Regionen kann erst abgeschätzt

werden, wenn alle Standorte für die Bundeszentren feststehen, die im Rahmen der Neustruktu-

rierung Asyl aufzubauen sind. Wenn die Wegweisungen nicht rechtzeitig oder im erforderlichen

Ausmass vollzogen werden können, tragen die Kantone die Folgen dafür, weil sie auf eigene

Kosten für die Unterbringung und Betreuung von Asylsuchenden sorgen müssen. Es ist auf-

grund der Situation im Migrationsbereich und der mit dem Strafrecht verbundenen schärferen

Ausschaffungspraxis durchaus möglich, dass sogar zusätzliche Projekte eingereicht werden

müssen, die über die bereits geplanten 500 Administrativhaftplätze hinausgehen. Wird an der
Kürzung festgehalten, besteht überdies die Gefahr, dass sich die laufenden kantonalen Projek-

te verzögern, gerade weil die Finanzierung durch den Bund nicht rechtzeitig gesichert werden

kann. Von der Kürzung dieser Kredite ist deshalb abzusehen.

Zu Antrag 8

Bei den Sparvorhaben betreffend die Armee sind grundsätzlich keine direkten Auswirkungen

auf die Kantone zu erwarten. Unklar ist aber, ob die Retablierungsstelle im Kanton Zug von den

Kürzungen in den Bereichen Betrieb und Infrastruktur sowie Personal betroffen ist. Sollten die

Kürzungen die Leistungsaufträge der Kantone betreffen, müssten die Kantone unverzüglich
darüber informiert werden. Solange die Auswirkungen nicht klar sind, sprechen wir uns gegen

die Massnahme aus.

Zu Antrag 9

Durch die Regionalisierung der Zivilschutzanlagen sollen die Kosten des Bundesamts für Be-

völkerungsschutz BABS jährlich um 0,7 Millionen Franken reduziert und zugleich die Kantone

entlastet werden. Durch die Regionalisierung der Anlagen können Bund und Kantone länger-

fristig Unterhaltskosten sparen. Diese Massnahmen müssen jedoch gemeinsam mit den Kanto-

nen entschieden werden, denn die Sparvorhaben dürfen die in der Strategie Bevölkerungs-

schütz und Zivilschutz 2015+ vorgesehenen Massnahmen nicht präjudizieren. Fraglich ist zu-

dem, ob die Regionalisierung bereits in der Phase von 2017-2019 möglich ist, da das BABS

und die Kantone den Rückbau der Anlagen mitfinanzieren müssen und dies zusätzliche Investi-

tionen für den Rückbau auslösen wird. Auf solche Massnahmen ist zu verzichten.

Zu Antrag 10
Der Bundesrat plant die LSVA-Einlage des Bundes in den Bahninfrastrukturfonds (BIF) um

53,1 Millionen (2017), 84,5 Millionen (2018) und 93,5 Millionen (2019) zu kürzen. Gleichzeitig

soll die Indexierung der von den Kantonen zu leistenden Einlage in den BIF Mehreinnahmen
von 40-50 Millionen Franken generieren. Wir sprechen uns klar gegen diese Mehrbelastung

der Kantone aus. Es handelt sich ganz offensichtlich um ein asymmetrisches Vorgehen, das

den Bestrebungen zuwiderläuft, Verbundfinanzierungen abzubauen statt sie zu wahren.
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Zu Antrag 11

In der Vorlage ist vorgesehen, dass die Kosten für die Aufsichtsaufgaben der AHV künftig

durch den AHV-Fonds finanziert werden. Für uns ist das Vorgehen des Bundesrates unver-

ständlich: Am 25. November 2015 startete er die vorliegende Vernehmlassung zur Aufsichtsfi-

nanzierung. Zwei Wochen später, am 11. Dezember 2015 informierte er darüber, dass die

Bundesverwaltung bis Ende 2016 eine Vernehmlassung zu einer Gesetzesänderung zur AHV-

Aufsicht starten würde. Diese Zweigleisigkeit ist in sachlicher und logischer Hinsicht nicht

nachvollziehbar. Ohne eine klare gesetzliche Bestimmung, wie in Zukunft die Aufsicht über die

1. Säule erfolgen soll, darf man der Bundesverwaltung keine Möglichkeit einräumen, noch zu

definierende Tätigkeiten über Versicherungsgelder zu finanzieren, die ausserhalb des Bundes-

budgets laufen.

Der Bundesrat hat gemäss Art. 187 BV die verfassungsmässige Aufgabe, die Träger von Auf-

gaben des Bundes zu beaufsichtigen. Bei der AHV handelt sich klar um eine hoheitliche Aufga-

be, die zu beaufsichtigen ist. Diese Beaufsichtigung hat denn auch der Bund zu finanzieren,

weshalb wir uns gegen den Vorschlag aussprechen, die Kosten für die Aufsichtsaufgaben der
AHV künftig durch den AHV-Fonds zu finanzieren.

Da der AHV-Fonds ein selbstständiger Ausgleichsfonds ist, steht er ausserhalb des Bundes-

haushalts. Damit wird zwar die Zweckbindung des Vermögens an die AHV abgesichert, der

Fonds untersteht damit aber nicht der Oberaufsicht der Bundesversammlung. Folglich wird

durch die geplante Massnahme die Oberaufsicht der Bundesversammlung gemäss Art. 169 BV

eingeschränkt. Die Frage, wer denn die Aufsicht beaufsichtigt, ist mit dem vorliegenden Vor-

schlag nicht mehr geklärt. Es entsteht damit rechtlich und faktisch ein Blankocheck der Bun-

desverwaltung zu Lasten des AHV-Fonds.

Weiter besteht die Gefahr, dass durch die Massnahme ein Konstrukt entsteht, das jeder «Good

Governance» widerspricht: Die Bundesverwaltung kann selber entscheiden, was sie macht,

und die Finanzierung ist per Gesetz durch die Versicherung gedeckt. Wird dem Vorhaben des
Bundesrates entsprochen, ergibt sich die Situation, dass die aus der Versicherung finanzierte

Aufsicht die Versicherung überwacht. Das Bundesparlament hat dann keinerlei Einflussmög-

lichkeit in diesem Bereich. Dies widerspricht den grundlegendsten Governance-Regeln. Com-

penswiss, welche den AHV-Fonds hütet, muss gestützt auf das vorgeschlagene neue Bundes-

recht jede Rechnung der Bundesverwaltung bezahlen. Es gibt dann keine Kontrollmöglichkei-

ten mehr.

Schliesslich sei festgehalten, dass es dringend und zwingend notwendig ist, dass eine Aufsicht

unabhängig ist. Eine unabhängige Aufsicht muss deshalb auch unabhängig finanziert sein. Ge-

nau diesen sachlich und staatspolitisch richtigen Ansatz hat das Bundesparlament auch bei

anderen grossen Sozialversicherungen gewählt: Die Aufsicht über das 5-Milliarden-Geschäft

EL erfolgt über Steuergelder, ebenso das 5 Milliarden-Geschäft der Familienzulagen oder bei

der Unfallversicherung. Das Bundesparlament hat soeben im Rahmen des neuen Krankenkas-

senaufsichtsgesetzes entschieden, dass die Finanzierung der Aufsicht über Steuergelder er-

folgt. Die Mehrzahl der Kantone hat sich im Bereich der Krankenversicherungsaufsicht klar für
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eine Steuerfinanzierung der Aufsicht ausgesprochen. Dieser Ansicht sind wir auch bei der ers-

ten Säule.

Indem der Vorschlag für eine Änderung des AHVG den anerkannten Governance-Grundsätzen

widerspricht, die Rolle des Bundesparlamentes zurücksetzt, die Aufsicht von der Versicherung

finanziell abhängig macht, welche sie beaufsichtigen muss und implizit die Tendenz hat, kei-

nerlei Kontrollmöglichkeiten gegen eine massive Kostenausweitung zu beinhalten, beantragen

wir, dass der Bund auf die geplante Massnahme verzichtet.

Verständnis haben wir dafür, dass die Kosten der Bundesverwaitung im Sozialversicherungs-

bereich das Bundesbudget weniger belasten sollen. Hierfür könnte sich aber das Bundesamt

für Sozialversicherungen auch einfach auf die Aufsicht konzentrieren. Durchführungsaufgaben,

welche das Bundesamt heute macht, können delegiert werden. Konkret sind dies Fragen, die

eben nichts mit Aufsicht, sondern mit blasser Durchführung zu tun haben wie das Regresswe-

sen, das Tarifwesen, die Statistiken der Versicherung usw. Zur Kostenentlastung des Bundes

bei der AHV schlagen wir demnach vor, dass die Aufsichtsbehörde sachlich, personell und fi-

nanziell von heutigen Durchführungsaufgaben entlastet wird. Wir schätzen, dass damit mehrere

Dutzend Millionen Franken im Jahr eingespart werden könnten.

Zu Antrag 12

Der Bundesrat schlägt eine Senkung des Beitrages an die Kantone zur Ausrichtung der IPV

vor. Der Bund beabsichtigt seinen Bundesbeitrag an die Prämienverbilligung von 7,5 Prozent

auf 7,3 Prozent zu reduzieren und will damit ab 2018 rund 75 Millionen Franken einsparen.

Mit dem Start der Mehrwertsteuer (1995) und mit der Einführung des KVG (1996) wurde die

IPV eingeführt. Der Bund verpflichtete die Kantone, eine grosse sozialpolitische und finanzpoli-

tische Aufgabe zu übernehmen. Auch die NFA (2008) bekräftigte die Idee der Verbundaufgabe

IPV. Die finanzielle und administrative Belastung der Kantone mit Aufgaben im KVG-Bereich

hat seither stark zugenommen. Als Stichworte seien die ständig komplexeren Obligatoriums-

Kontrollen erwähnt, die Neuordnung der Pflegefinanzierung, die neue Spitalfinanzierung und

mehrmals feinere Differenzierungen bei der IPV (Mindestgarantie für Kinder und Junge sowie

Sonderlösungen für EL-Beziehende). Die Kantone haben seit 1996 mehr und mehr Verantwor-

tung übernehmen müssen. Die damit verbundenen finanziellen Belastungen sind hoch. Allein

im Bereich der Neuordnung der Pflegefinanzierung sind es weit über eine Milliarde Franken pro

Jahr. Im Kernbereich der Kostenentwicklung des KVG bestimmt der Bund die Pflichtleistungen,

übt die Aufsicht aus und genehmigt die Prämien. Dass der Bund sich als Kostentreiber und Re-

gulator im Bereich der Krankenversicherung jetzt aus der Finanzierung der IPV zurückziehen

will, geht nicht an. Insbesondere war der Bundesbeitrag in der Höhe von 7,5 Prozent auch in-

tegrierender Bestandteil der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung

zwischen Bund und Kantonen (NFA). Es kann nicht sein, dass im Nachhinein ein Element aus

diesem Paket herausgebrochen und die Beteiligung des Bundes einseitig reduziert wird.

Entgegen den Aussagen im Bericht führt die Senkung bei der Prämienverbilligung zu einer rei-

nen Lastenverschiebung zu den Kantonen. Die angeführte Reform des Bundesgesetzes über
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die Ergänzungsleistungen (ELG; SR 831.30) steht in keinem sachlichen Zusammenhang zur

Beitragssenkung im Rahmen des Stabilisierungsprogramms. Insbesondere muss die Finanzie-

rung der Prämien bei den EL nicht zwingend über die Prämienverbilligung erfolgen. So wird

beispielsweise im Kanton Zug die Differenz zu den höheren Ansätzen der EL nicht von der

Prämienverbilligung getragen. Die Prämienverbilligung wird deshalb von der Reform des ELG

in keiner Weise profitieren. Somit geht die Reduktion des Bundesbeitrags auf 7,3 Prozent voll-

umfänglich zu Lasten der Prämienverbilligung. Der sich daraus ergebende Zusatzaufwand ist

für die Kantone nicht tragbar, umso mehr, als sie und die Gemeinden im Gesundheitsbereich

durch die massiv steigenden Spital- und Pflegekosten ohnehin schon überproportional belastet
sind.

Es bleibt darauf hinzuweisen, dass die wirksamste Massnahme zur Stabilisierung der Kosten

der Prämienverbilligung eine Stabilisierung der Prämien beziehungsweise der Gesundheitskos-

ten ist. Mit seiner Regelungskompetenz im Bereich der obligatorischen Krankenpflegeversiche-

rung hat der Bund weitreichende Einfluss- und Gestaltungsmöglichkeiten. Getreu dem Grund-

satz «Wer befiehlt, zahlt» ist es nicht vertretbar, wenn der Bund nun seinen Beitrag sogar noch

reduziert.

Abschliessend verweisen wir auf die Stellungnahme der Konferenz der Kantonsregierungen,

deren Anträge wir vollumfänglich unterstützen. Weitere Bemerkungen haben wir nicht anzu-

bringen. Wir bedanken uns für die gebührende Berücksichtigung unserer Stellungnahme.

Zug, 23. Februar 2016
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Stellungnahme 

 

Vernehmlassung zum Stabilisierungsprogramm 2017-2019 
Plenarversammlung der KdK vom 11. März 2016 

An der Plenarversammlung der KdK vom 11. März 2016 haben die Kantonsregierungen das Stabilisierungspro-
gramm 2017-2019 erörtert und die folgende Stellungnahme verabschiedet. 

1. Grundsätzliche Bemerkungen 

1111 Die Kantonsregierungen sind mit der Umsetzung eines neuen Sparprogramms zur Reduktion des struktu-
rellen Defizits des Bundes grundsätzlich einverstanden. Es ist wichtig, dass die Bundesfinanzen gesund und 
solide bleiben. Die neusten Finanzprognosen des Eidgenössischen Finanzdepartements zeigen, dass die Einhal-
tung der Schuldenbremse in den kommenden Jahren eine Entlastung des Bundeshaushalts um 800 Millionen 
Franken im Jahr 2017 und um ca. 1 Milliarde Franken in den Jahren 2018 und 2019 erfordert. Der Grund für 
diese Verschlechterung der Finanzlage des Bundes ist, dass die Schätzungen der Steuereinnahmen gemäss 
Finanzplan nach unten korrigiert wurden. Die Prognosen sind weniger positiv. Die deutliche Wachstumsabfla-
chung ist zu einem grossen Teil auf die Euroschwäche zurückzuführen. Aufgrund der Risiken bei der Einnah-
men- und Ausgabenentwicklung könnte sich das strukturelle Defizit in Zukunft noch erhöhen. Die Auswirkun-
gen des Stabilisierungsprogramms 2017-2019 müssen nicht nur aus einer rein finanzpolitischen, sondern ins-
besondere auch aus einer volkswirtschaftlichen Perspektive beurteilt werden. 

2222 Das Stabilisierungsprogramm 2017-2019 enthält im Wesentlichen Massnahmen auf der Ausgabenseite. 
Eine andere Strategie ist auch nur schwer vorstellbar. Massnahmen auf der Einnahmenseite hätten negative 
Folgen für die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz. Im Übrigen sind für die Finanzierung von zurzeit im Parlament 
diskutierten Vorlagen bereits Steuererhöhungen geplant, so zum Beispiel die Mehrwertsteuererhöhung zur 
Finanzierung der Reform in der Altersvorsorge. Gleichzeitig mit der Umsetzung des Stabilisierungsprogramms 
müssen Bundesrat und Parlament darauf achten, keine neuen Leistungen zu schaffen, die nicht durch neue 
Einnahmen gedeckte Zusatzausgaben verursachen. Das bereits bestehende strukturelle Defizit darf keinesfalls 
weiter vergrössert werden. Die Unternehmenssteuerreform hat Folgewirkungen auf die Kantone. Daher ist bei 
der Einführung dieser bedeutenden Revision der Unternehmensbesteuerung im Jahr 2019 die unabdingbare 
Aufrechterhaltung eines finanziellen Spielraums für die übrigen Gebietskörperschaften der Schweiz zu verlan-
gen. 

3333 Die Kantonsregierungen verlangen ausdrücklich, dass das Stabilisierungsprogramm 2017-2019 nicht zu 
einer Lastenabwälzung auf die Kantone führt und dass bis zum Ende der Laufzeit des Stabilisierungsprogramms 
alle neuen bzw. geplanten Anschubfinanzierungen des Bundes zu sistieren sind. Die Kantone verfügen über 
keinerlei Spielraum mehr, um vom Bund abgewälzte Kosten zu tragen. Die Finanzlage der Kantone hat sich in 
den letzten Jahren markant verschlechtert, unter anderem auch wegen früheren Lastenabwälzungen auf die 
Kantone, z.B. im Bereich der Spital- und Pflegefinanzierung, sowie wegen der angespannten volkswirtschaftli-
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chen Lage in Folge der Aufgabe des Euro-Mindestkurses durch die Schweizerische Nationalbank. Zusätzliche 
Belastungen entstehen den Kantonen auch durch das Auslaufen von Anschubfinanzierungen des Bundes, 
indem die Kantone aufgrund von politischem Druck früher oder später in die Lück springen müssen. Trotz teil-
weise einschneidender Sparprogramme weisen 19 Kantone für 2016 einen negativen Voranschlag aus. Eine 
weitere Lastenabwälzung auf die Kantone hätte zur Folge, dass die von den Kantonen zur Sanierung ihrer 
Haushalte unternommenen Anstrengungen teilweise oder vollständig zunichte gemacht würden. 

4444 Die Kantonsregierungen anerkennen, dass der Vernehmlassungsentwurf keine offensichtlichen direkten 
Lastenabwälzungen vorsehen darf. In Bezug auf die indirekten Lastenabwälzungen ist der Vernehmlassungs-
entwurf jedoch nicht befriedigend. Die Kantone verfügen nicht in allen Bereichen effektiv über Spielraum um zu 
entscheiden, ob sie die Streichung von Bundesbeiträgen durch eigene Mittel ausgleichen wollen oder nicht. 
Wenn sich Einsparungen auf die Finanzierung von Leistungen zugunsten der Bevölkerung beziehen, ist es fast 
unmöglich, nicht für den Bund einzuspringen. Deshalb dürfen Massnahmen in Bereichen, in denen die Kantone 
kaum oder gar keinen Spielraum besitzen, nicht ins Stabilisierungsprogramm aufgenommen werden. Der Bun-
desrat wird ferner aufgefordert, darauf zu achten, dass die Massnahmen beim Bundespersonal nicht zu einer 
höheren Arbeitsbelastung der Kantonsverwaltungen führen. 

5555 Vor diesem Hintergrund verlangen die Kantonsregierungen Änderungen am Vernehmlassungsentwurf. 
Sie lehnen diejenigen Massnahmen ab, 
---- die de facto zu einer Lastenabwälzung auf die Kantone führen (z.B. Massnahmen in den Bereichen Ergän-

zungsleistungen AHV/IV, Bahninfrastrukturfonds, individuelle Prämienverbilligung und Landwirtschaft); 
---- die aktuellen Herausforderungen nicht gerecht werden oder zuwiderlaufen (z.B. Massnahmen im Bereich 

Migration und Integration); 
---- deren Folgen für die Kantone auf der Grundlage der Ausführungen im erläuternden Bericht (z.B. Massnah-

men im Bereich Bildung, Forschung und Innovation) nicht beurteilt werden können. 
Sieht der Bund effektiv Kürzungen im Bereich von Programmvereinbarungen vor (z.B. Massnahmen im Bereich 
Hochwasserschutz), hat er die Vorgaben und Auflagen an die umsetzenden Kantone entsprechenden zu redu-
zieren. 

6666 Der Bund schliesst die Rechnung 2015 etwa 2 Milliarden Franken besser ab als budgetiert. Der Bundes-
haushalt hat 2015 rund 2,8 Milliarden Franken mehr eingenommen als ausgegeben. Das Ergebnis ist damit weit 
besser als budgetiert. Unter Berücksichtigung der ausserordentlichen Einnahmen von fast 500 Millionen Fran-
ken ist der Überschuss mit 2,3 Milliarden Franken immer noch rund 1,9 Milliarden höher als vorgesehen. Mit 
diesem Abschluss muss der Bedarf von Sparmassnahmen nochmals vertieft geprüft werden. Das Stabilisie-
rungsprogramm darf namentlich auch zu keinen indirekten Lastenabwälzungen auf die Kantone führen. 

7777 Die Kantonsregierungen schlagen vor, dass alle Bereiche, in denen sich eine Lastenverschiebung an die 
Kantone abzeichnet, in das Projekt „Aufgabenteilung Bund-Kantone“ aufzunehmen sind (vgl. Motion 13.3363 
„Aufgabentrennung zwischen Bund und Kantonen“). Erst eine konsequente Bereinigung der heutigen Verbund-
aufgaben wird es dem Bund ermöglichen, in seinen eigenen Zuständigkeiten ohne Auswirkungen auf die Kan-
tone Massnahmen zu ergreifen.    

8888 In den letzten Jahren wirkten sich verschiedene Entscheide auf Bundesebene auf die finanzpolitische 
Lage der Kantone aus, so z.B. die Neuordnung der Pflege- und Spitalfinanzierung. Bedenklich ist vor allem auch, 
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dass bereits heute die NFA-Grundsätze der Subsidiarität und der fiskalischen Äquivalenz beim Bund 
zunehmend in Vergessenheit zu geraten scheinen. 

2. Bemerkungen zu einzelnen Massnahmen 

2.1. Verschiedene Massnahmen im Eigenbereich 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 

9999 Das EJPD plant, die Koordinationstätigkeit mit den Strafverfolgungsbehörden im In- und Ausland in den 
Bereichen Falschgeld, Betäubungsmittel und Pädokriminalität/Pornografie zu reduzieren und auf einige 
Schwerpunktthemen zu konzentrieren. Die Bekämpfung des Betäubungsmittelhandels, der Pädokriminalität und 
der verbotenen Pornografie stellt eine Verbundaufgabe von Bund und Kantonen dar, die teilweise von der Koor-
dinationsstelle zur Bekämpfung der Internetkriminalität (KOBIK) geleistet wird. Diese ist bei fedpol angesiedelt, 
wird aber zu zwei Dritteln von den Kantonen finanziert. Diese Tatsache zeigt, dass Kürzungen oder Priorisierun-
gen in den genannten Deliktsbereichen von Bund und Kantonen zwingend gemeinsam vorzunehmen sind, weil 
die Partnerbehörden von den Massnahmen stark mitbetroffen sind. Dem erläuternden Bericht können keine 
Angaben darüber entnommen werden, welche Überlegungen den Sparvorschlägen zugrunde liegen. Bevor dies 
der Fall ist, sind diese aus kantonaler Sicht strikte abzulehnen, weil sie vermutlich Aufgabenverlagerungen zu 
den Kantonen zur Folge haben. Dieselben Aussagen treffen in Bezug auf die Einsparungen beim Informations-
austausch (Visainformationssystem, Schengen Informationsaustausch, Nachforschungen nach vermissten Per-
sonen) zu. Diese würden vor allem Kantone mit einer Schengen-Aussengrenze treffen. Es ist deshalb zwingend, 
dass Bund und Kantone solche Sparvorschläge gemeinsam vertieft prüfen, bevor sie beschlossen werden. 

Eidgenössisches Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport 

10101010 Die geplanten Kürzungen in der Höhe von 2,2 Mio mittels Leistungsabbau durch den Verzicht auf Ausbil-
dungskurse sollen die im Bericht Umsetzung Strategie Bevölkerungsschutz und Zivilschutz 2015+ vorgesehe-
nen Massnahmen nicht präjudizieren. Die Kantonsregierungen weisen darauf hin, dass das BABS hier in der 
Verantwortung der Kantone steht. Insbesondere die Verschiebung der höheren Fachausbildung für Zivilschutz-
instruktorinnen und -instruktoren auf spätere Jahre hat negative Auswirkungen auf die Ausbildungsplanung der 
Kantone. 

Eidgenössisches Finanzdepartement 

11111111 Dem Vernehmlassungsbericht ist zu entnehmen, dass beim zivilen Zoll verschiedene Aufgabenverzichte 
vorgesehen sind. Betreffend den Import und Export von Handelswaren will die EZV zwölf Zollstellen schliessen, 
zwei weitere zusammenlegen und samstags sämtliche Zollstellen mit Ausnahme von Zürich Flughafen schlies-
sen. Die geplanten Schliessungen führen zu Ausweichverkehr über andere Zollstellen, die zum Teil bereits heute 
überlastet. Die Kantonsregierungen beantragen, dass der Bund vorläufig auf eine Schliessung der Zollstellen 
verzichtet und zuerst die Auswirkungen der geplanten Massnahmen analysiert (volkswirtschaftlich, verkehrlich, 
ökologisch und sicherheitspolitisch), den Kantonen zur Stellungnahme unterbreitet und erst dann allfällige Mas-
snahmen festlegt. 
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12121212 Die Kantonsregierungen verlangen, dass die Investitionen in das Funksystem Polycom nicht aufgescho-
ben oder über einen längeren Zeitraum gestreckt werden. Eine Aufschiebung und/oder Verlängerung des Pro-
jekts würde Schwierigkeiten bei der Reparatur und Wartung des Netzes sowie einen Anstieg der Unterhaltskos-
ten verursachen, da die Lieferanten für gewisse Systemkomponenten der alten Generation, die amortisiert und 
veraltet sind, bereits Endfristen für die Erbringung von Leistungen und die Bereitstellung von Ersatzteilen ange-
kündigt haben. 

2.2. Massnahmen im Transferbereich des EDI 

Ergänzungsleistungen AHV/IV 

13131313 Die Kantonsregierungen lehnen diese Massnahme ab. In der Annahme, dass sich der vom Bund mitfinan-
zierte Teil der Ergänzungsleistungen und die von den Kantonen allein zu finanzierenden krankheits- und behin-
derungsbedingten Kosten ungefähr gleich entwickeln würden, haben sich die Fachvertreter von Bund und Kan-
tonen darauf geeinigt, die Abrechnungen aufgrund der Verhältnisse im Monat Dezember des Vorjahres vorzu-
nehmen. Die Kantone nehmen mit Interesse zur Kenntnis, dass nun auch der Bund bestätigt, dass die Kosten-
dynamik im EL-Heimbereich höher ist als im Bereich der Existenzsicherung. Die vorgeschlagene Massnahme 
führt zu einer einseitigen Verschiebung zulasten der Kantone, ohne Berücksichtigung der Dynamik in allen 
andern Bereichen der NFA. Im Gesamtkontext NFA und der laufenden EL-Reform halten die Kantonsregierun-
gen diese Anpassung für unangebracht. Hier entsteht der Eindruck, dass der Bund die bei der Inkraftsetzung 
der NFA festgelegten Spielregeln einseitig zu seinem Vorteil anpassen will und der angelaufenen EL-Reform 
vorgreift. Der Bund beteiligt sich eher bescheiden am Existenzbedarf der EL-Bezügerinnen und -Bezüger, die in 
einem Heim leben. 

Kredite aus der Kulturbotschaft 
  

14141414 Die Kantonsregierungen lehnen diese Massnahme, mit der die Finanzhilfen des Bundes zugunsten 
mehrsprachiger Kantone für die Erfüllung spezifischer Aufgaben reduziert werden sollen, ab. Dank der in den 
letzten Jahren an die mehrsprachigen Kantone gezahlten Finanzhilfen konnten Projekte durchgeführt werden, 
mit denen die Verständigung zwischen den Sprachgemeinschaften unbestreitbar verbessert und der nationale 
Zusammenhalt gestärkt werden konnte. Die entstandene Dynamik darf nicht zerstört und die bereits angelaufe-
nen mehrjährigen Projekte dürfen nicht gefährdet werden. Da die Subventionen für die Förderung der Mehr-
sprachigkeit bereits 2016 gesenkt wurden, wäre jede erneute Reduktion im Rahmen des Stabilisierungspro-
gramms 2017-2019 unangemessen. 

2.3. Migration und Integration 

Verzögerte Inbetriebnahme neue Bundeszentren 

15151515 Die laufende Neustrukturierung des Asylbereichs sieht vor, dass die Unterbringungskapazitäten des Bun-
des bis im Jahr 2019 sukzessive auf 5‘000 Plätze erhöht werden, damit Dublin-Fälle und offensichtlich unbe-
gründete Asylgesuche in einem streng getakteten Verfahren rasch abgewickelt werden können ohne dass die 
betreffenden Asylsuchenden auf die Kantone verteilt werden. Der Bund sieht als Sparmassnahme vor, den 
Ausbau der Empfangs- und Verfahrenszentrum (EVZ) zu verzögern. Er argumentiert, dass in der genannten 
Bettenzahl eine Schwankungsreserve enthalten ist und dass ein straffes Auslastungsmanagement den Bedarf 
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an Betten verringern helfen soll. Die Kantonsregierungen beantragen, dass der Bund diese Sparmassnahme 
aus dem Entlastungsprogramm streicht. Die Schwankungsreserve, die in den Bettenzahlen gemäss Neustruktu-
rierung eingerechnet ist, geht von einer maximalen Zahl von jährlich 29‘000 Asylgesuchen aus. Die aktuelle 
Flüchtlingssituation in Europa hat dazu geführt, dass in der Schweiz im laufenden Jahr entgegen allen Progno-
sen bereits gegen 40‘000 Asylgesuche eingereicht wurden und dass die Bettenzahl der EVZ (inkl. Notstruktu-
ren) auf rund 5‘000 angehoben werden musste. 

16161616 Ob sich die Asylzahlen in den kommenden Jahren wieder verringern, ist höchst ungewiss. Gemäss Prog-
nosen der UNO-Hochkommissariats für Flüchtlinge ist in Europa im Jahr 2016 mit 1,5 Mio. Flüchtlingen zu 
rechnen. Wenn die Schweiz daran weiterhin einen Anteil zwischen 3,8 und 8 Prozent hat wie in den letzten 
Jahren, bedeutet dies für das Jahr 2016 in der Schweiz zwischen 57‘000 – 120‘000 Gesuchen. Angesichts 
solcher Perspektiven ist es unverantwortlich, die Ausbauprojekte für die Bundesstrukturen im Asylbereich zu 
verzögern. Dies ginge ausschliesslich zu Lasten der Kantone, weil Asylsuchende mit offensichtlich unbegründe-
ten Gesuchen, die während des Asylverfahrens nicht in den Bundesstrukturen untergebracht werden können, 
auf die Kantone verteilt werden müssten. Die Massnahme würde folglich eine reine Aufgabenverlagerung be-
deuten, die die Kantonsregierungen strikt ablehnen. 

Kürzung Integrationsprogramme (Ausländerbereich) 

17171717 Angesichts der Tatsache, dass die Schweiz einen der höchsten Ausländeranteile Europas aufweist, ist 
eine erfolgreiche Integrationspolitik von zentraler Bedeutung: Integration ist eine Voraussetzung für die Kohäsi-
on der Gesellschaft und wichtig für die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung der Schweiz. Zudem 
stellen die stark steigenden Asylgesuche und in der Folge die grosse Zahl von anerkannten Flüchtlingen und 
vorläufig Aufgenommenen die Schweiz vor zusätzliche Herausforderungen. Sparmassnahmen im Integrations-
bereich sind deshalb abzulehnen. Die Begründungen dieser Sparmassnahme, die im erläuternden Bericht auf-
geführt werden, sind aus Sicht der Kantonsregierungen nicht nachvollziehbar: Der grösste Teil der Kantonalen 
Integrationsprogramme (KIP) – Gelder fliesst in die Bereiche Sprache und Bildung, Förderung der Arbeitsmarkt-
fähigkeit sowie Frühförderung – es ist nicht ersichtlich, wie hier angesichts steigender Zuwanderungszahlen 
Effizienzsteigerungen zu leisten sind, wie dies der Bundesrat in seiner Begründung vorschlägt. 

18181818 Eine Kürzung des Bundesbeitrages an die KIP würde aufgrund des zwischen Bund und Kantonen verein-
barten Finanzierungsschlüssels zudem alle Kantone treffen und nicht nur die Minderheit der Kantone, die Kür-
zungen im Integrationsbereich plant. Aufgrund der angespannten Finanzlage in den Kantonen ist zu erwarten, 
dass die Kantone die wegfallenden Beiträge des Bundes nicht kompensieren können – im Gegenteil: Die Kür-
zungen des Bundesbeitrags könnten Signalwirkung haben, sodass auch diejenigen Kantone, die bisher keine 
Sparmassnahmen in diesem Bereich geplant haben, ihre finanzielle Unterstützungen im Bereich der Integrati-
onsförderung zurückfahren. Somit stünde für die spezif. Integrationsförderung künftig insgesamt deutlich weni-
ger Geld zur Verfügung, was angesichts des anhaltenden Zuwanderungsdrucks kontraproduktiv ist. 

19191919 Kantone und Gemeinden tragen zudem schon heute im Ausländerbereich den grösseren Anteil der Kos-
ten der spezifischen Integrationsförderung (gemäss Angaben des Staatssekretariats für Migration für die KIP-
Phase 2014-2017 stehen dem Bundeskredit von 36 Mio CHF die Ausgaben der Kantone und Gemeinden in 
der Höhe von 41 Mio CHF gegenüber). Hinzu kommt, dass die Kantone im Bereich der Regelstrukturen (z.B. 
Schule, Gesundheit, soziale Sicherheit etc.) im Vergleich zur spezif. Integrationsförderung bereits ein Vielfaches 
an finanziellen Mitteln für Integrationsmassnahmen aufwenden (z.B. Empfangsklassen, Stützunterricht, Deutsch 
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als Zweitsprache, Dolmetschdienstleistungen in Spitälern etc.). Gemäss Art. 121 Abs. 1 BV ist der Bund zustän-
dig für die Regelung von Ein- und Ausreise, den Aufenthalt und die Niederlassung von Ausländerinnen und 
Ausländern sowie über die Gewährung von Asyl. Der Bund muss deshalb seine finanzielle Verantwortung im 
Integrationsbereich wahrnehmen und nicht durch Kürzungen noch weiter schwächen. 

Verzicht Zuschlag Integrationspauschale (vorläufig Aufgenommene/Flüchtlinge) 

20202020 Der Bund kommt mittels Pauschalabgeltungen an die Kantone für eine begrenzte Zeit für die Existenzsi-
cherung von Personen aus dem Asylbereich auf. Der Bundesrat begründet den Verzicht auf den Zuschlag (mit 
einem Entlastungseffekt von CHF 7,8 Mio. Franken) damit, dass die Teuerung bereits bei der Festlegung der 
Integrationspauschale berücksichtigt worden sei. Dabei wird aber ausser Acht gelassen, dass die Integrations-
pauschale von CHF 6‘100.- pro Person nur einen Bruchteil der Kosten deckt, die zur sprachlichen und berufli-
chen Integration nötig sind. Dies war auch der Hauptgrund, weshalb der Zuschlag in die Planung aufgenommen 
wurde. Gestützt auf die jahrelangen Erfahrungen des Sozialamts des Kantons Zürich belaufen sich die Kosten 
im Durchschnitt auf über CHF 20‘000.- pro Person. Die Differenz wird bereits jetzt von den Kantonen getragen. 
Wenn in der Programmperiode 2018-2021 auf den Zuschlag verzichtet wird, bedeutet das noch höhere Kosten 
für die Kantone. Da weiterhin mit einer hohen Schutzquote und mit einem entsprechend grossen Aufwand für 
die gesellschaftliche Integration von eher bildungsfernen Asylsuchenden gerechnet werden muss, beantragen 
die Kantonsregierungen, dass der Bund diese Sparmassnahme aus dem Entlastungsprogramm streicht. 

21212121 Angesichts der anhaltend stark steigenden Zahl von positiven Asylentscheiden (hohe Schutzquote) steht 
die Schweiz vor grossen Herausforderung: In den nächsten Jahren werden in grosser Zahl Flüchtlinge und 
vorläufig Aufgenommene in die Finanzierungszuständigkeit von Kantonen und Gemeinden übergehen und da-
mit einen markanten Anstieg der Kosten verursachen. Die Folge ist, dass die Kantone und Gemeinden immer 
mehr Geld für diese Personengruppe aufwenden müssen, da diese in hohem Mass von der Sozialhilfe abhängig 
ist. Auch zeichnet sich ab, dass Flüchtlinge und vorläufig Aufgenommene für die Sozialämter zu überdurch-
schnittlich teuren Fällen werden, weil die oft kriegstraumatisierten und regelmässig beruflich schlecht qualifizier-
ten Personen vielfach langzeitabhängig von staatlicher Unterstützung sind und mit erheblichen, von den Sozial-
verssicherungen teilweise nicht gedeckten Problemen zu kämpfen haben. Besonders deutlich zeigt sich dieses 
Risiko der Langzeitabhängigkeit von der Sozialhilfe bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Die Integrati-
onspauschale im heutigen Umfang reicht nicht aus, um diese Personengruppe so zu qualifizieren, dass sie län-
gerfristig den Einstieg in den ersten Arbeitsmarkt schaffen. Die Kantonsregierungen haben deshalb in ihrer 
Stellungnahme vom 19. Juni 2015 zur AuG-Revision auch eine Erhöhung der Integrationspauschale verlangt. 
Dass der Bundesrat hier im Gegenteil nun eine Kürzung vorschlägt, ist absurd. 

22222222 Zudem ist darauf hinzuweisen, dass die Kantone auch mit deutlich intensivierten Qualifizierungsbemü-
hungen einen Teil der Personen aus dem Asylbereich – vorwiegend aus gesundheitlichen Gründen – nicht 
erfolgreich in den Arbeitsmarkt werden integrieren können. Für diese Personen, die längerfristig in der Sozialhil-
fe bleiben werden, müssen Massnahmen zur besseren sozialen Integration konzipiert und zusätzlich finanziert 
werden. Solche Kostensteigerungen werden auf die Dauer für die Kantone und die Gemeinden nicht verkraftbar 
sein. Vor diesem Hintergrund wäre in diesem Bereich sogar eine zusätzliche finanzielle Unterstützung durch den 
Bund angezeigt – sicher aber keine Kürzung. An dieser Stelle ist auch darauf hinzuweisen, dass der Bundesrat 
im Dezember 2015 eine Intensivierung der Massnahmen im Kontext der Fachkräfteinitiative beschlossen. Die in 
der Schweiz lebenden Ausländerinnen und Ausländer gehören zum inländischen Arbeitskräftepotenzial – wird 
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nun bei Bildungsmassnahmen für diese Personengruppe der Rotstift angesetzt, so ist das letztlich kontrapro-
duktiv. 

2.4. Weitere Massnahmen im Transferbereich des EJPD 

Baubeiträge Administrativhaft 

23232323 Der Bund beteiligt sich finanziell am Bau von Haftanstalten zum Vollzug der Vorbereitungs-, Ausschaf-
fungs- und Durchsetzungshaft (kurz: Administrativhaft). Er will seine Baubeiträge im Rahmen des Stabilisie-
rungsprogramms an die aktuelle Planung der Kantone anpassen, wobei er aufgrund seiner „langjährigen Erfah-
rungen“ damit rechnet, dass sich die fünf bereits eingereichten Projekte der Kantone verzögern. Die Kantonsre-
gierungen beantragen, von der Kürzung der Kredite für die Baubeiträge des Bundes abzusehen. Bevor nicht alle 
Standorte für die Bundeszentren feststehen, die im Rahmen der Neustrukturierung Asyl aufzubauen sind, kann 
der Bedarf an zusätzlichen Anstalten für die Administrativhaft in den einzelnen Regionen der Schweiz nicht 
abgeschätzt werden. Es ist durchaus möglich, dass zusätzliche Projekte eingereicht werden, auch wenn bereits 
500 zusätzliche Plätze in Planung sind. Zudem ist nicht nachzuvollziehen, worauf sich die Annahme des Bundes 
stützt, dass sich die fünf eingereichten Projekte verzögern werden. Offensichtlich fehlt es dafür an konkreten 
Anhaltspunkten, sonst würde der Bund nicht ausschliesslich mit dem Argument der „langjährigen Erfahrung“ 
operieren. 

24242424 Wird an der Kürzung festgehalten, besteht die Gefahr, dass sich kantonale Projekte gerade deswegen 
verzögern, weil die Finanzierung durch den Bund nicht rechtzeitig gesichert werden kann. Angesichts der aktuel-
len Asylsituation könnte dies schwerwiegende Folgen haben: Die hohen Asylzahlen werden in den Folgejahren 
selbst dann hohe Ausreisezahlen nach sich ziehen, wenn sich die aktuelle Schutzquote von rund 60 Prozent 
fortsetzt. Wenn der Vollzug von Wegweisungen mangels Administrativhaftplätzen nicht rechtzeitig und im erfor-
derlichen Ausmass stattfinden kann, müssen die Kantone die Folgen dafür tragen, weil sie auf eigene Kosten 
für die Unterbringung und Betreuung von Asylsuchenden sorgen müssen, bei denen die vom Bund angesetzte 
Ausreisefrist abgelaufen ist. An der Massnahme soll deshalb allenfalls dann festgehalten werden, wenn die 
konkreten Planungen der Kantone auf Verzögerungen bei der Errichtung der Haftanstalten schliessen lassen, 
welche die Kürzungen sowohl vom Ausmass als auch von der Staffelung her als angemessen erscheinen las-
sen. 

2.5. Armee 

Personalaufwand, Betriebsaufwand und Immobilieninvestitionen 

25252525  Die Kantonsregierungen begrüssen die Sparbeiträge in den aufgeführten Bereichen grundsätzlich. Sie 
unterstützen zudem, dass beim Rüstungsaufwand keine Abstriche erfolgen. Die sich verschärfende sicherheits-
politische Lage in Europa und an dessen Peripherie lässt solche Massnahmen nicht zu. 
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2.6. Massnahmen im Transferbereich des VBS 

Zivilschutz 

26262626  Die Kantonsregierungen begrüssen die Regionalisierung von Schutzanlagen grundsätzlich. Wie viele 
Zivilschutzanlagen und wo sie aufgehoben würden, muss im Detail mit den Kantonen noch ausgehandelt wer-
den. Hier sind die Belegungs- und Nutzungskonzepte sehr unterschiedlich. Ob diese Massnahme ein Sparpo-
tential von circa Fr. 700 000.-- aufweist, wird sich erst bei der Umsetzung zeigen. Die Kantonsregierungen ge-
ben zu bedenken, dass die Massnahmen im Transferbereich des VBS mit der Gesamtkostenübersicht und den 
laufenden IKT-Projekten des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz abzugleichen sind. Es sollte zwingend eine 
verbindliche Aufgaben- und Prioritätenliste erstellt werden. Wichtige Investitionen wie die Erneuerung des PO-
LYCOM- Systems oder das sichere Datenverbundnetz Schweiz sind weiter zu verfolgen, und die Kostenfolge für 
die Kantone transparent zu machen. 

J+S-Aktivitäten und Kaderbildung 

27272727 Das eidgenössische Programm Jugend+Sport hat sich in den vergangenen Jahren beträchtlich entwi-
ckelt. Quantitativ gesehen konnten auf diese Weise sehr viele Leiterinnen und Leiter ausgebildet werden, was 
der öffentlichen Hand eine gewisse Qualität bei der Betreuung eines grossen Teils der (jungen) Sportlerinnen 
und Sportler unseres Landes gewährleistet. Die Kürzung ist abzulehnen. Zu verweisen ist namentlich auf die 
erzieherische und integrative Bedeutung der sportlichen Aktivität und der sportlichen Begegnung bei Kindern 
und Jugendlichen. 

2.7. Bildung, Forschung und Innovation 

BFI-Botschaft 

28282828 Bei dem im Rahmen der Botschaft zur Förderung von Bildung, Forschung und Innovation 2017-2020 
(BFI-Botschaft 2017-2020) beantragten Kredit ist eine Einsparung von 555,3 Millionen Franken geplant. Für 
weitere Einzelheiten zu den festzulegenden Prioritäten und den zeitlich zu verzögernden Massnahmen verweist 
der Bericht zum Stabilisierungsprogramm 2017-2019 auf die BFI-Botschaft 2017-2020, die der Bundesrat 
allerdings erst am 24. Februar 2016 verabschiedet hat. Die Kantonsregierungen sehen mit der vorgesehenen 
Reduktion der bisher geplanten Wachstumsraten zwangsläufig eine Kostenüberwälzung auf die Kantonsebene. 
Denn auch wenn richtig festgestellt wird, dass die ausgebliebene und wahrscheinlich schwach bleibende Teue-
rung bei den Wachstumsraten zu berücksichtigen sei, ist auf die strategisch inhaltlichen Wachstumsfaktoren 
hinzuweisen, welche im Rahmen der Schweizerischen Hochschulkonferenz (SHK) sowie der Schweizerischen 
Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) zwischen den Bildungsdirektorinnen und -direktoren sowie dem Vorste-
her des Eidg. Departements für Bildung, Forschung und Innovation in Aussicht genommen worden sind. Das 
Teuerungsargument sticht auch deshalb nicht, weil Ende der vorigen Leistungsperiode (2012) nach bekanntem 
Muster die Ausgangsbasis für das Wachstum abgesenkt wurde. Es ist anzunehmen, dass sich dieser Vorgang 
auch 2016 wiederholt. Besonders zu erwähnen sind die vorgesehenen Reduktionen im Bereich der „Bildung, 
Forschung und Innovation“, welche in den Jahren 2017 – 2019 gegenüber dem vorgesehenen Finanzplan eine 
Kürzung von ca. CHF 555 Mio. erfahren sollen. Dies stellt vom Umfang her die bedeutendste Ausgabensenkung 
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dar. Mit Blick auf die leider fortschreitende De-Industrialisierung in unserem Land sollten die Investitionen in 
Bildung und Forschung jedoch eher erhöht werden und zwar in einem genügenden Ausmass. 

29292929 Die zusätzliche Finanzierung des Bundes für den Bereich der Humanmedizin erscheint alles andere als 
gesichert. Die Kantonsregierungen unterstreichen die Bedeutung von zusätzlichen Mitteln in der BFI-Periode 
2017-2020 für den Bereich Humanmedizin, damit zukünftig mehr Ärztinnen und Ärzte ausgebildet werden 
können und die Gesundheitsversorgung in der erforderlichen Qualität aufrechterhalten bleibt. Die Kantonsregie-
regungen fordern den Bundesrat auf, dies bei der Zuteilung der Mittel auf die geplanten Schwerpunktbereiche 
im Rahmen der BFI-Botschaft zu berücksichtigten. 

30303030 Bei der Berufsbildung sieht die Situation für die Kantone noch ungünstiger aus als bei den Hochschulen. 
Der Bund plant, hier eine neue Aufgabe zu übernehmen, indem er neu Beiträge an Teilnehmende von Vorberei-
tungskursen der höheren Berufsbildung ausbezahlt. Dieser Änderung kann nur zugestimmt werden, sofern dies 
nicht zulasten der Pauschalbeiträge an die Kantone erfolgt. 

31313131 Mit Blick auf die Vorankündigungen des Bundesrates, die höhere Berufsbildung massgeblich mitfinanzie-
ren zu wollen, für die Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze in der Humanmedizin CHF 100 Mio. zusätzlich 
aufzuwenden und – neben anderen Zielen – auch die Innovation zu fördern, mutet es seltsam an, wenn diese 
Ankündigungen nicht oder nur zu einem kleinen Teil umgesetzt werden. Es darf nicht sein, dass im Bildungsbe-
reich eine Verlagerung stattfindet. Weder darf die Unterstützung der höheren Berufsbildung zulasten der beruf-
lichen Grundbildung gehen, noch darf die Zusatzfinanzierung für mehr Ausbildungsplätze in der Humanmedizin 
zulasten der übrigen Universitäts-Schwerpunkte erfolgen. Abschliessend ist darauf hinzuweisen, dass Ein-
schränkungen im Bereich der Migration, insbesondere angesichts der Zunahme an Flüchtlingen sich ebenfalls 
auf den Berufsbildungs- und Hochschulbereich auswirken. Der Berufsbildungsbereich kennt erfolgreiche Integ-
rationsprogramme, die unter Druck geraten, wenn einerseits die Beiträge für die Migration und andererseits die 
Beiträge im Rahmen der BFI-Botschaft tiefer als vorgesehen ausfallen. Für die Hochschulen besteht die Ab-
sicht, mit einer vereinfachten Zulassung von Flüchtlingen einen Beitrag zur Beschäftigung, Aus- und Weiterbil-
dung und damit Integration von Flüchtlingen zu leisten. Diese Aufgabe ist in mehrerer Hinsicht als hoch prioritär 
einzustufen und sollte nicht mit einer Rücknahme von Bundesbeiträgen unterlaufen werden. 

2.8. Landwirtschaft 

Direktzahlungen, Investitionskredite, Strukturverbesserungen und Qualitäts- und Absatzförderung 

32323232 Die im Stabilisierungsprogramm 2017 bis 2019 beantragten Kürzungen im Bereich der Landwirtschaft 
sind in der Vernehmlassungsvorlage zum Bundesbeschluss über die finanziellen Mittel für die Landwirtschaft in 
den Jahren 2018 bis 2021 bereits berücksichtigt. Von diesen Kürzungen wären insbesondere die Bereiche 
Grundlagenverbesserungen und Sozialmassnahmen sowie die Direktzahlungen betroffen. Die Kantonsregierun-
gen sind mit diesen Kürzungen nicht einverstanden. Die vorgeschlagenen Kürzungen treffen die Landwirt-
schaftsbetriebe in einer sehr angespannten Situation. Eine kurz- bis mittelfristige Verbesserung der Situation ist 
nicht in Sicht. Eine zusätzliche Kürzung der Bundesmittel in dieser Situation ist nicht vertretbar. Zudem sind 
auch die mittel- und langfristigen Auswirkungen der Aufwertung des Schweizer Frankens auf den Agrarsektor 
sowie Aspekte der Versorgungssicherheit zurzeit noch zu wenig bekannt. Die Kantonsregierungen möchten an 
die Versprechen des Bundesrates aus der Botschaft zur Agrarpolitik 2014-2017 erinnern und fordern deshalb, 
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dass die vom Bund geforderten ökologischen und gemeinwirtschaftlichen Leistungen vollumfänglich abzugelten 
sind. Die Investitionskredite und Landwirtschaftliche Strukturverbesserungen verbessern die Wettbewerbsfähig-
keit mittels nachhaltiger Investitionen. Dabei wird eine grosse und langfristige Wirkung erzielt. Die Optimierung 
der strukturellen Voraussetzungen ist einer der Grundsteine für eine erfolgreiche Vorbereitung der Schweizer 
Landwirtschaft auf die mittel- bis langfristig zu erwartende schrittweise Marktöffnung. Daneben sehen wir die 
Qualitäts- und Absatzförderung (u.a. die Qualitätsstrategie) als weiteren wichtigen Pfeiler für das künftige, er-
folgreiche Bestehen der Schweizer Landwirtschaft im Markt. 

2.9. Strassen und Einlage in den Infrastrukturfonds 

Jährliche Einlage Infrastrukturfonds 

33333333 Der grösste Sparbeitrag wird mit einer einmaligen Verschiebung der Einlage in den Infrastrukturfonds von 
65,2 Millionen im Jahr 2017 erzielt. Da es sich um eine zeitliche Aufschiebung der in den Infrastrukturfonds 
einbezahlten Mittel handelt und nicht um eine Kürzung der ausbezahlten Mittel, ist voraussichtlich mit keinen 
negativen Auswirkungen zu rechnen. Die Kantonsregierungen unterstreichen jedoch, dass die Liquidität des 
Fonds jederzeit sichergestellt sein muss, damit es bei geplanten gemeinsamen Infrastrukturprojekten zu keinen 
Verzögerungen kommt. 

Beiträge an Hauptstrassen 

34343434 Der Bund will die Beiträge an die kantonalen Hauptstrassen auf dem Stand von 2016 plafonieren. Diese 
Plafonierung hätte zur Folge, dass die Hauptstrassenbeiträge in Zukunft nicht mehr der Teuerung angepasst 
werden. Da sich der Bund so schrittweise aus der Hauptstrassenfinanzierung zurückzöge, lehnen die Kantons-
regierungen diese Kürzung oder Plafonierung    ab – insbesondere solange unbekannt ist, ob diese Kürzungen in 
einem angemessenen Verhältnis zu den anderen Ausgabenpositionen der Spezialfinanzierung stehen. Mit der 
vorgeschlagenen Reduktion gingen den Kantonen in den Jahren 2017 bis 2019 insgesamt 13.6 Millionen 
Franken verloren. Die Kürzung ist nicht konform mit dem Beitrag, der in der Vorlage für einen Nationalstrassen- 
und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) vorgesehenen ist. Mit Blick auf die Diskussion um den NAF erwarten 
die Kantonsregierungen, dass auf diese Kürzung verzichtet wird. Im Übrigen ist es wichtig, dass der Bund die an 
die Kantone ausgerichteten Beiträge für die Hauptstrassen, die nicht technischen Massnahmen sowie die 
Hauptstrassen in Rand- und Bergregionen langfristig aufrechterhält. 

2.10. Umwelt 

Hochwasserschutz und Revitalisierung 

35353535 Die Abgeltungen an die Kantone im Kredit Hochwasserschutz sollen jährlich um rund 18–24 Millionen, 
diejenigen im Kredit Revitalisierung um jährlich rund 2 Millionen reduziert werden. Die Botschaft hält dazu fest, 
dass einerseits die Höhe der Bundesbeiträge an Programmvereinbarungen nicht reduziert werde, andererseits 
die Kantone dadurch ihre Projekte auch etwas zurückstellen können und somit ebenfalls entlastet würden. Die 
zeitliche Verschiebung der Ausgaben im Zusammenhang mit dem Hochwasserschutz ist nachvollziehbar bzw. 
bildet die Realität ab, da die Programmvereinbarungen zwischen Bund und Kantonen nicht im Rahmen der 
Planung umgesetzt werden können. Die Kantonsregierungen haben somit keine Einwände gegen diese Mass-
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nahmen. Es ist jedoch sicherzustellen, dass denjenigen Kantonen, welche die Programmvereinbarungen einhal-
ten bzw. die Projekte im Rahmen der Planung umsetzen können, die Bundesmittel dennoch rechtzeitig ausbe-
zahlt werden. 

2.11. Bahninfrastruktur 

Einlage Bahninfrastrukturfonds 

36363636 Die Einlage des Bundes soll in den Bahninfrastrukturfonds (BIF) um 53.1 Millionen (2017), 84.5 Millio-
nen (2018) und 93.5 Millionen Franken (2019) gekürzt werden. Die Kantonsregieregungen lehnen diese Mas-
snahme ab. Während der Bund sich über eine Kürzung der LSVA-Einlage in den BIF entlastet, sieht er mittels 
der Indexierung des Kantonsbeitrags eine Mehrbelastung der Kantone vor. Die Kantonsregierungen erachten 
dieses asymmetrische Vorgehen als den Bestrebungen zuwiderlaufend, Verbundfinanzierungen abzubauen statt 
zu perpetuieren. Zudem widerspricht es der Zielsetzung des Fonds und auch dem klaren Abstimmungsresultat, 
wenn die Einlagen bei der ersten Gelegenheit beschnitten werden. Die vorgeschlagene Kürzung seitens des 
Bundes ist auch deshalb nicht akzeptabel. Sollten die Bundeseinlagen wider erwarten dennoch Abstriche erfah-
ren, müssten diese zwingend und in vollem Umfang kompensiert werden. Dies kann etwa durch Anpassungen 
der LSVA-Tarife geschehen, wie sie vom Bundesrat am 7. Dezember 2015 für Anfang 2017 angekündigt wur-
den (erwartete zusätzliche Einnahmen von zirka 70 bis 80 Millionen). 

37373737 Des Weiteren fordern die Kantonsregierungen, dass die Indexierung frühestens auf dem Preisstand von 
2016 vorgenommen wird, da der BIF-Beitrag der Kantone dannzumal zum ersten Mal geschuldet ist. Die in der 
Vorlage geplante Indexierung hätte zur Folge, dass die Kantone per 2020 eine Kostensteigerung des Beitrags 
von 13 Prozent hinnehmen müssten. Diese Steigerung ist weder tragbar noch in den kantonalen Finanzplänen 
vorgesehen. Die Kantonsregierungen sind besorgt, dass eine solche Kostensteigerung die Akzeptanz gegen-
über dem BIF-Beitrag schwächen würde, wie die Rückmeldungen aus den kantonalen Parlamenten zeigen, und 
lehnt diese deshalb ab. Eine Anpassung der Kantonseinlagen kann mit Rücksicht auf die Budgetprozesse erst 
per 2020 erfolgen. Überdies muss sich die Indexierung auf die Teuerungsentwicklung beschränken; eine An-
passung an die reale BIP-Entwicklung bzw. an den Bahnteuerungsindex (BTI) wird abgelehnt, sie ist nicht finan-
zierbar. Die Indexierung der Kantonsbeiträge darf schliesslich nur unter der Bedingung erfolgen, dass sich die 
Bundeseinlagen gemäss dem gesetzlichen Grundsatz parallel dazu entwickeln. 

38383838 Das Verschuldungsverbot ist durch eine entsprechende Änderung des BIF-Gesetzes befristet bis 2020 
auszusetzen. Um Verzögerungen beim Ausbau der Bahninfrastruktur gänzlich auszuschliessen, prüfte der Bund 
als weitere Massnahme, das im BIF-Gesetz verankerte Verschuldungsverbot zeitlich befristet bis 2020 auszu-
setzen. Die zusätzliche Verschuldung wäre auf 150 Millionen limitiert und in den Folgejahren vollständig zurück-
bezahlt worden. Der Bundesrat hat von dieser Massnahme abgesehen, weil ab 2018 kein Liquiditätsengpass zu 
erwarten sei. Aus Sicht der Kantone ist der Ausbau der Bahninfrastruktur aber dringend notwendig, um die in 
Bundesbeschlüssen und -gesetzen definierten Kapazitätserweiterungen sowie die Verbesserungen im Bahnan-
gebot zu realisieren. Die stetig steigende Nachfrage lässt einen Aufschub der Ausbauten nicht zu. 
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2.12. Finanzierung der Aufsichtsaufgaben in der AHV durch den AHVFonds 

Entgelte (Teil Rückerstattung von Vollzugsaufwand) 

39393939 Der Bundesrat möchte sich die Kosten für seine Aufsicht über die AHV künftig durch die AHV finanzie-
ren lassen. Die Kantonsregierungen lehnen diesen Vorschlag ab. Der Bundesrat ist gemäss Art. 187 der Bun-
desverfassung (SR 101) dafür verantwortlich, die Träger von Aufgaben des Bundes zu beaufsichtigen. Es han-
delt sich klar um eine hoheitliche Aufgabe, die auch der Bund zu finanzieren hat. Auch aus Sicht einer "Good 
Governance" ist der Vorschlag problematisch. Eine Aufsicht muss zwingend unabhängig sein. Und eine unab-
hängige Aufsicht muss auch unabhängig finanziert sein, sonst ist sie finanziell abhängig von der Versicherung, 
die sie beaufsichtigen sollte. Diesen sachlich und staatspolitisch richtigen Ansatz hat das Bundesparlament 
auch bei anderen grossen Sozialversicherungen gewählt: Die Aufsicht über das 5-Milliarden-Geschäft der Er-
gänzungsleistungen erfolgt über Steuergelder, ebenso über das 5-Milliarden-Geschäft der Familienzulagen oder 
das der Unfallversicherung. Das Bundesparlament hat zudem jüngst im Rahmen des neuen Krankenversiche-
rungsaufsichtsgesetzes (SR 832.12) entschieden, dass die Finanzierung der Aufsicht über Steuergelder erfolgt. 

2.13. Invalidenversicherung (IV) 

Leistungen des Bundes an die IV 

40404040 Die Kantonsregierungen lehnen diese Massnahme ab. Der IV-Pakt bei der IV-Revision 6a ist einzuhalten: 
was für die Arbeitgeber, Arbeitnehmer, IV-Leistungsbezüger/innen gilt, soll auch für den Bund gelten Der Bun-
desrat hat 2010 den Vorschlag gemacht, den Ausgangswert für die Berechnung des Bundesbeitrages in den 
Folgejahren aufgrund des arithmetischen Mittels der Ausgaben der IV in den Jahren 2010 und 2011 zu ermit-
teln. In der damaligen Botschaft ist dazu keine Begründung zu finden. Das Parlament ist dem Bundesrat gefolgt 
und die IV-Revision 6a trat in Kraft. Fünf Jahre später kommt der Bundesrat nun darauf zurück und will das 
geltende Recht rückwirkend ändern. Ihm scheint unterdessen der Bundesbeitrag überhöht (der IV sollen jährlich 
mehr als 60 Millionen und bis 2028 ungefähr 750 Millionen entgehen). Der Bundesrat begründet die Mass-
nahme wie folgt: Der Bund habe 2011 noch 50 Millionen Baubeiträge an die Kantone nachzahlen müssen, 
welche an die Einrichtungen gingen. Den faktischen Investitionsstopp des BSV nach 2005 bzw. den Nachhol-
bedarf, mit dem sich die Kantone nach 2008 konfrontiert sahen, erwähnt der Bund indes nicht. Bezüglich an-
dersverlaufenden Auswirkungen müsste man konsequenterweise auch die Halbierung der Hilflosenentschädi-
gung (HE) im Heim nachträglich nochmals betrachten, die ein Teil der Kantone bereits ganz oder teilweise 
kompensiert hat, während die finanziellen Effekte des Assistenzbeitrags erst später eingesetzt haben. 

2.14. Individuelle Prämienverbilligung 

Individuelle Prämienverbilligung 

41414141 Der Bundesrat schlägt vor, den Beitrag des Bundes an die Prämienverbilligung von 7,5 auf 7,3 Prozent 
der Obligatorische Krankenpflegeversicherung (OKP)-Bruttokosten zu reduzieren. Damit würden den Kantonen 
ein Beitrag des Bundes von rund CHF 75 Mio. in den Jahren 2018 und 2019 entfallen, die Bundesausgaben 
würden im entsprechenden Umfang reduziert. Der Bundesrat relativiert im erläuternden Bericht die mit dieser 
Massnahme verbundene Lastenverschiebung zu den Kantonen mit der Feststellung, dass der Bundesrat im 
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Rahmen der Revision der Ergänzungsleistungsgesetzgebung (zur Zeit in Vernehmlassung) Massnahmen vor-
sieht, mit denen insbesondere die Belastung der Kantone durch die Prämienverbilligungen für Bezügerinnen 
und Bezüger von Ergänzungsleistungen (EL) reduziert und gleichzeitig Schwelleneffekte des heutigen Systems 
beseitigt werden. Er bezieht sich dabei auf seinen Vorschlag, die EL-Mindesthöhe zu reduzieren und für die 
Kantone die Möglichkeit zu schaffen, EL-Berechtigten nicht in jedem Fall die Durchschnittsprämie für die Kran-
kenversicherung vergüten zu müssen, sondern – falls diese tiefer ist als die Durchschnittsprämie – nur die ef-
fektive Prämie. Die im Stabilisierungsprogramm vorgeschlagene Reduktion des Bundesbeitrags an die Prämien-
verbilligung führe dazu, dass auch der Bund an den mit diesen Massnahmen im Bereich der EL verbundenen 
Einsparungen teilhaben könne. 

42424242 Die Kantonsregierungen lehnen die vom Bundesrat vorgeschlagene Massnahme aus mehreren Gründen 
ab. Zunächst widerspricht die Massnahme der NFA, in welcher der Bundesbeitrag an die Prämienverbilligung im 
Rahmen der Globalbilanz festgelegt wurde (und in deren Zuge der Kantonsanteil an die Prämienverbilligung 
deutlich angestiegen ist). Die mit der Massnahme beim Bund erzielten Einsparungen im Umfang von rund CHF 
75 Mio. gehen vollumfänglich zu Lasten der Kantone. Angesichts der erheblichen finanziellen Mehrbelastungen, 
welche die Kantone im Zuge verschiedener Gesetzesrevisionen der letzten Jahre im Gesundheitswesen (insbe-
sondere bei der Spital- und der Pflegefinanzierung) zu tragen haben, ist die vorgeschlagene Lastenverschie-
bung vom Bund zu den Kantonen nicht akzeptierbar. Durch die Gesetzesrevisionen im Bereich der Spital- und 
der Pflegefinanzierung beträgt die Mehrbelastung der Kantone (inkl. Auswirkungen der Revisionen auf die Aus-
gaben der Kantone bei den Ergänzungsleistungen) seit 2011 rund CHF 2.5 Mia. Entlastet wurden in diesem 
Zusammenhang insbesondere die versicherten Personen direkt (out of pocket) und die Krankenzusatzversiche-
rungen. 

43434343 Die Relativierung der Lastenverschiebung zu den Kantonen durch Verweis auf die vom Bundesrat ge-
planten Massnahmen bei der Revision der Ergänzungsleistungsgesetzgebung ist nicht angezeigt. Diese würden 
gemäss den Schätzungen in der Vorlage zu einer Entlastung der Kantone führen. Einerseits befinden sich die 
vorgeschlagenen Massnahmen erst in der Vernehmlassung, deren Umsetzung ist noch ungewiss. Andererseits 
konnte von Seiten der Kantone noch keine vertiefte Plausibilisierung der Annahmen über die tatsächlichen 
Auswirkungen der Massnahmen erfolgen. Vor diesem Hintergrund geht es nicht an, im Rahmen des Stabilisie-
rungsprogramms von deren Umsetzung auszugehen und mit diesen eine zusätzliche Lastenverschiebung auf 
die Kantone zu rechtfertigen. 

44444444 Es geht nicht an, dass der Bund sich im Vorgriff auf allfällige Entlastungen der Kantone, die sich aus der 
EL-Reform ergeben könnten, durch eine Reduktion seines Beitragssatzes entlastet. Ebenso wenig geht es an, 
dass der Bund als Trittbrettfahrer an Sparmassnahmen der Kantone im Bereich der Prämienverbilligungen parti-
zipiert, welche diese gegen grosse politische Widerstände durchsetzen. Schliesslich ist ein Auseinanderlaufen 
der Anteile von Bund und Kantonen gerechtfertigt: der Bund bleibt auf diese Weise als Regulator des Kranken-
kassenversicherungsbereichs und Genehmigungsinstanz der Krankenkassenprämien finanziell an der Kosten-
entwicklung im Gesundheitswesen angemessen beteiligt und so in die Verantwortung eingebunden. 
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2.15. Verzinsung der Rückstellung für Familienzulagen Landwirtschaft 

Familienzulagen Landwirtschaft 

45454545 Die Kantonsregieregungen lehnen diese Massnahme ab. Die Anpassung der Verzinsung der Rückstel-
lung an die Marktverhältnisse ist an sich gerechtfertigt. Es ist jedoch zu vermeiden, dass die Begünstigten infol-
ge höherer Beiträge der kantonalen Steuerzahlenden von deren Auswirkungen verschont bleiben und gegen-
über anderen Wirtschaftssubjekten privilegiert werden, welche ebenfalls infolge des Tiefzinsumfelds Leistungs- 
und Einnahmeneinbussen hinnehmen müssen. Der Bund hat die Zinsreduktion mit einer Revision des Bundes-
gesetzes über die Familienzulagen in der Landwirtschaft (FLG) auf die Begünstigten zu überwälzen. 

2.16. Aufhebung Risikoaktivitätengesetz 

Funktionsaufwand 

46464646 Die Kantonsregierungen sind der Meinung, dass auf die Aufhebung des Bundesgesetzes über das Berg-
führerwesen und Anbieten weiterer Risikoaktivitäten verzichtet werden soll. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb 
nach so kurzer Zeit wieder die Standards der 90er-Jahre greifen sollen. Insbesondere ausländische Anbieter 
werden durch das neue Gesetz genauer überprüft, indem sie beispielsweise zwingend ihre ausländischen Dip-
lome beim Staatssekretariat für Bildung Forschung und Innovation (SBFI) anerkennen lassen müssen, bevor 
eine kantonale Bewilligung ausgestellt werden darf. Hinzu kommt, dass, sollte sich in Zukunft ein erneuter tragi-
scher Unfall ereignen, sicherlich der Ruf nach Schaffung höherer Sicherheitsstandards erneut laut werden wür-
de. 

2.17. Weitere einnahmenseitige Massnahmen 

Gebühren Überwachung Fernmeldeverkehr 

47474747 Die vorgesehene Höhe der von den  Strafverfolgungsbehörden zu entrichtenden Gebühren um 5 Prozent 
ist unseres Erachtens nicht gerechtfertigt. Die Erklärungen dazu sind angesichts einer negativen Teuerung von -
1,4 Prozent nicht plausibel. Auch ist betreffend die Programme FMÜ/ÜPF (Fernmeldeüberwachung 
/Überwachung Post- und Fernmeldeverkehr) vorab die Beteiligung Bund/Kantone an den Kosten bzw. auch 
eine allfällige Pauschalisierung der Gebühren zu klären. Andernfalls fliessen über eine voreilige (und nicht aus-
gewiesene) Gebührenerhöhung Zahlen in die neue Gebührenverordnung ein, welche nicht gesichert sind. Des-
halb ist auf die Massnahme zu verzichten. 

Verzicht auf Open Government Data MeteoSchweiz 

48484848 Der Verzicht auf die Umsetzung von Open-Government-Data ist abzulehnen. Die Massnahme wider-
spricht der vom Bund in Zusammenarbeit mit den Kantonen, den Gemeinden sowie Vertretungen der Wirtschaft 
und der Wissenschaft erarbeiteten und vom Bundesrat verabschiedeten «Open-Government-Data-Strategie 
2014–2018». Ziel der Strategie ist, die Behördendaten der Öffentlichkeit in maschinenlesbaren und offenen 
Formaten zur freien und unentgeltlichen Wiederverwendung zur Verfügung zu stellen. Damit sollten namentlich 
auch Innovationen und wirtschaftliches Wachstum ermöglicht werden. Um diese Entwicklung zu fördern, ist die 
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schrittweise Freigabe offener Behördendaten wesentlich. Mit dem Verzicht auf die geplante Gesetzesänderung 
werden die betroffenen Meteodaten weiterhin der freien Nutzung vorenthalten und das volkswirtschaftliche 
Potenzial nicht erschlossen. 
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